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Die Zukunft der Arbeiterräte.
Genoſſe Dr. H. Sinsheimer, der z dieſer

zuf dem Weimarer Parteitage der Sozialdemokratiſchen
Fartei Referent iſt, ſchreibt:
Der Notbau für das Reich der politiſchen Demokratie
ſt in Weimar errichtet worden. Das Werk der ſo z ia
len Demokratie iſt 25 u ſchaffen. Was die Ar
heiterräte ſein können und ſollen, iſt, daß ſie

als Organe der ſozialen Demokratie
m Rahmen des ſtaatlichen Geſetzes, das ihren Spiel-
raum feſtſetzt, ein tätige s Leben führen.

Es kommt da an, ſich die Funktionen ſolcher
M urbeiterräte genau feſtzuſtellen:

1. Das wirkſame Recht iſt nicht nux vom Staak geſetztes Recht. Die Normen, die r die Menſch
hinden, ſind zu einem großen Teile ſoziale, d. h. durch
geſellſchaftliche Macht beſtimmte Normen. Man denke

en die di ung von Lohn- und Arbeitsbedingungen,
an die Mietsformulare der Hausbeſitzervereinigungen,
ſie Preisfeſtſetzungen, Lieferungsbedingüngen der Syn-
ſikate uſw. Die Arbeiterräte ſind dazu berufen, an

einer folchen ſozialen Rechtsbildung mitzuwirken. Sie
ſollen Organe der ſozialen Rechtsbildung ſein, und zwar
für alle Angelegenheiten, die unmittelbar oder mittelbar
Arbeiter und Angeſtelltenangelegenheiten berühren.

ine ſolche Rechtsſchöpfung iſt natürlich an
das Daſein von gegenüberſtehenden Organiſationen, an
deren Herbeiführung die Arbeiterräte ein lebhaftes
Intereſſe haben. Sind einmal ſolche Rechtsvereinba-
ungen, die eine normative Geltung für alle durch die
e
hloſſen, ſo zu e Durchfü Sn Rechts in die Hand der Arbeiterräte gelegt werden.

Sie werden damit zugleich der ſogialen Nechts-
verwaltung, welche die Einha n des ſozialen Rechts

durch Einwirkung auf ihre Angehörigen ſichern.
2. Eine wichtige Aufgabe des künftigen Aufbaues des

e Arbeiterrechts wird die Begründung einer
eſonderen, von der allgemeinen Zentralverwaltung

loégelöſten Arbeitsverwaltung ſein, die ſich ausſchließ
lich der Wege und Förderung der Intereſſen der ab
hängigen Arbeit zu widmen hat. Die Arbeiterräte kön-
nen ſelbſtändige Hilfsorgane einer ſolchen Arbeitsver-
waltung ſein. Damit wird der alte Gedanke der Ar
beiterkammern neben Arbeitskammern aufgenommen.

Eine Hauptaufgabe der Arbeiterräte
dieſer Funktion müßte die Kontrolle über die wirk

de Durchführung aller ſozialpolitiſchen Beſtimmun-
a in den Betrieben ſein, die der Ar-eiter- und Angeſtelltenvertretungen in den Betrieben,
im ſie zu ſchützen und ihnen einheitliche Jmpulſe zu
ten ſowie die Mitwirkung ihrer Vertreter in allen

ezialen Aemtern.
3. Jn der Organiſation des wirtſchaftlichen Wieder

wfbaues wird eine gemeinſchaftliche Induſtrieverwal
ung beſonders wichtig ſein. Rohſtoffverteilung, Ab-
regelung, Zuweiſung von öffentlichen Aufträgen,

Petriebsmethoden zur rationellen Verwendung der Ar-
eitskräfte, r T überflüſſiger Betriebe werden
mmer mehr gemeinſame
er Jnduſt rie, nicht nur Sorgen der einzelnen Be

tiebe. Die e kann nicht das Werk
Piner bureaukratiſchen Staatsverwaltung, ſie ſoll aber
puh nicht das alleinige Werk der vereinigten Betriebs
nhaber ſein, denn in ihr ſind unmittelbar und mittel
ar wichtige Arbeiter und Angeſtelltenintereſſen ver
ſochten. Deswegen muß in ihr die Geltendmachung
Arbeiter und Angeſtelltenintereſſen geſichert wer

Den Weg hierzu
ldet die Beteiligung von Vertretern der Arbeiterräte,
e ſomit als ſelbſtändige Organe auch der Jnduſtrie
erwaltung eingegliedert werden können.
4. Eine Hauptaufgabe der e Verwaltung

nd Geſetzgebung muß ſein, daß in n möglichſt unttelbar die lebendigen Gefell 8intereſſen zur Gel-

lernt un ſnſeſet Folter eheru u r FormelhaDie dieses der r Aret in der Verwaltung kann dadurch wer
v daß die politiſchen Verwaltungsbehörden, wenn
t dringende Eile geboten iſt, verpflichtet ſein müſ
n in mündlicher Verhandlung v n

e e
Beiräte der politiſchen Verwaltung.

früber hinaus kann eine unmittelbare Be-
nfluſſung auch des politiſchen Parla-en o r ve terräte ohne fede Sts-

tiſchen Charakt ſta a t
Nee

h ſam

en. Die Arbeiterräte werden auf dieſe Weiſ

werden 89 in Provinz-, Landes- und Reichsverbänden
renſchließen. ie aus ordnungsmäßigen Wah-

ervorgegangenen Landes- und Reichskonferenzen
lrbeiterräte müſſen das Recht haben, Ge

en
der
ſetzesentwürfe zu beſchließen und den po
litiſchen Parlamenten des Landes oderdes Reißhes mit der Wirkung vorzuſchla

en, daß die Parlamente verpflichtet ſind,
olche Geſetzesvorſchläge in derſelben iſe zu behan
Dre wie verfaſſungsmäßig eingebrachte Geſfetzesent
würfe.

Das aufgeſtellte Programm für die Ansgeſtaltung
der Arbeiterräte iſt nichts weiter, als eine Verwendung
und Ausprägung bereits vorhandener Formen und Be-
ſtrebungen, die in vorbilblicher Weiſe die
deutſchen Gewerkſchaften geſchaffen haben und
verfolgen. Die Tarifverträge und Arbeitsgemeinſchaf-
ten ſind die Kerne, um die ſich die ins guge gefaßtenFunktionen der Arbeiterräte gruppieren. Neu iſt im
weſentlichen nur die Forderung, daß den Landes und
Reichskonferenzen der Arbeiterräte

das Recht zur Jnitiative an das politiſche Parlament
uſtehen ſoll. Daraus ergibt ſich zwingend, daß die

Organſtellung der Arbeiterräte, wie ſie uns vorſchwebt,
unter keinen Umſtänden gegen die Ge-
werkſchaften, auch nicht um ſie herum, ſon
dern nur mit und auf ihnen geſchaffen werden kann.Jſt dies aber der Fall, ſo müſſen die Gewerkſchaften
notwendig'eine Erweiterung ihres Aktionsum fangs er
fahren, un die Träger der neuen Einrichtung ſein zu

r h Arbeitee
nur Organe einer Minderheit von Arbeitern und An-
geſtellten. Träger der Arbeiterräte ſind daher die Ge-
werkſchaften nur dann, wenn ſie alle Arbeiter und An
geſtellten in ſich enthalten. Aus dieſem Bedürfnis er-
wächſt die Notwendigkeit, für jeden Arbeiter und An
en die Organiſationspflicht einzuführen,
mit der Maßgabe, daß es einem jeden Arbeiter und
Angeſtellten freiſtehen muß, z Organiſationsrich-
tung unabhängiger Art er ſich anſchließen will.

Die Geſamtorganiſation der abhängigen Arbeit,
die auf dieſe Weiſe erreicht wird, iſt für die kom
mende Sozialiſierung ebenſo wichtig, wie die
Ausübung der politiſchen Gewalt zu Zwecken der Ver-
ſtaatlichung induſtrieller Betriebe. Deun einen der
hauptſächlichſten Widerſtände gegen durchdringende So-

der unorganiſierte Arbeiter, der ſich
n keinen Geſamtplan einordnet. Ohne dieſe Geſamt--

organiſation iſt eine geregelte Ausübung der ſozialen
Demokratie nicht möglich. Arbeiterräte, Ge-
werkſchaften und Organiſationspflicht
gehören deswegen zuſammen.

J dieſe Pflicht auerkannt, ſo iſt das natürliche
Verhältnis zwiſchen Arbeiterrat und erkſchaft her-
geſtellt die Arbeiterräte ſind geſetzlich anerkannte, mit
rechtlichen Funktionen verſehene Geſamtvertretungen
aller t Arbeiter- und Angeſtelltenorgani-
an ere7 die in ihnen und durch ſie eine erhöhte Wirk-
amkeit erlangen. Die Arbeitsgemeinſchaften der Or-

ganiſationen untereinander wären nicht mehr von Fall
zu Fall durch a Verhandlungen ſpontan zue Sie wären kraft Geſetzes da, und

urch geſchaffene Machterweiterung des geſellſchaft
lichen Faktors ber 7gngigen Arbeit planvoll in die
oziale r des Volkes eingefügt. Der darin
iegende Vorteil iſt ſo außerordentlich,e ie in der pflichtmäßigen Hrganiſeruns nichtorga

niſierter Arbeiter lieg Schwierigkeiten und Snan-
nungen aufgehoben ünd überwunden werden müſſen.
Die Geſchichte der Gewerkſchaften zeigt, daß ſie fähig
ſind, ſolche Schwierigkeiten zu überwinden.

Löſen wir das Problem der ſozialen Demokratie
durch vorurteilloſe Schaffung der Arbei-
terräte als Geſamtvertretung der orga-niſierten Arbeit, ſo wird bas
neue Recht der durch Revolution ge De
mokratie nicht nur im Geiſte des Jahres
auch in unſerem Geiſte ſei
nung, die wir n,ſondern auch
gefeſtigte ſein können.

Ber
e

e c r Reichsregierung

der aufzunehmen. Auch Lloyd George rechnet jetzt offenbar
mit der Stimmung in den liberalen und radikalen Kreiſen
in England, die die Strenge der Friedensbedingungen ver-
urteilen.

Clemenceau ſoll gleichfalls zu weiteren Zugeſtändniſſen
bereit ſein, vor allem in den Oſtfragen, während Lloyd
George für ſofortige Aufnahme Deutſchlands in den Völker
bund eintreten ſoll.

Der Tag der Antwort.
Genf, 3. Juni. Die Antwort, die dieſen Frei-

tag im Namen des Fünferrats von Clemenceau
auf Brockdorffs Gegenanträge überreicht wird, iſt nach
miniſteriellen Blätlern in den Hauptſätzen abgefaßt.
Nur der finanzielle Teil bedürfe, da Wilſon
gewiſſen Zugeſtänd niſſen geneigt ſei, einer
oder zweier Sitzungen. Brockdorff ſoll für die Deckung
einer Verantwortung und dies ſeiner Mitdelegierten
eit r werden, um bis Mitte Juni eine ent
cheidende Antwort zu geben.

Mündliche Verhandlungen

Haag, 4. Juni. V/TB. meldet: Aus Paris
wird gemeldet: In franzöſiſchen Arbeitertreiſen macht
ſich immer mehr eine Strömung gegen einen Ge-
waltfrieden gellend. Die Zenſur verhindert zwar, daß
dieſe Strömung in der Oeffentlichkeit ihren freien Aus-
druck findet, jedoch zeigt ſie ſich immer deutlicher an. Die
ranzöſiſchen Arbeiter erhoffen eine Ausſöhnung mit

eutſchen Proletariat, worauf 7 eine Revi-

z g r en s a 4F W h r
ſchen und amerikaniſchen Delegierten wollen für
Zugeſtändniſſe an Deutſchland eintreten. Die „Mor-ningpoſt“ bringt von ihrem Pariſer Vertreter eine Jn-
ormation, wonach ganz beſtimmt mit mündlichen
h andlungen und mit Zugeſtändniſſen haupt-

in der Dauziger und der oberſchleſiſchen Frage
gerechnet werden kann. Ferner meldet die „Morning-
poſt“: Lord Lansdowne iſt am 2nittwoch von London
nach Paris abgefahren. Es iſt unbekannt, ob er auf

gunſch oder im Auftrage Lloyd Georges abger
ahren iſt.

NRe Repubhhjk des Hochverruts.

Berlin, den 3. Juni. ((W. T. B.) Alle Nach-eichten, die an hieſiger zuſtändiger Stelle aus dem Rheinland
eintrcffen, laſſen erlennen, daß die Franzoſen mit allen Mit-
teln bemüht ſind, die rheiniſche Republik nach Möglechkeit
weiter auszudehnen. Jn ihren Beſtrebungen finden
ſie jedoch keinerlei Unterſtützung bei den engliſchen and
amerikaniſchen Beſatzungsbehörden des Rheingebietes. Die
Bevölkerung des Rheinlandes wendet ſich nach wie vor gegen
die von den Franzoſen gewünſchte Bildung einer Rheinre-
publik. Die Meldungen, die aus Köln, Mainz, W Hwin e
hafen, Speyer und Kaiſerslautern an hieſiger zuſtändiger
Stelle eingelaufen ſind, laſſen deutlich erkennen, daß in dieſen
Städten gille Putſchverſuche ergebnielos geweſen ſind. Rur
in der Gegend von Aachen ſcheinen die franzöſiſchen Veſtrebun
gen bei der dortigen Bevölkerung ein gewiſſes Entgegen-
kommen e zu haben, denn von den Bewohnern jener
S ie ſchan von jeher einen gewiſſen Hang nach dem

haite, hat ſich auch der größere Teil der Bürgerſchaft
und der Jntell für die Bildung einer Rheinrepublik
geg m allgemeinen jedoch kann man ſagen, daß
der Anſchlag der rheiniſchen Hochverräter durch die Necſe
nahmen der Reichsregierung binnen kurzem zunichte gemacht
werden wird.

Wir wir erfahren, werden die Mitglieder der Reichs
regierung und der preußiſchen Staatsregierung heute nach-
mittag um 6 Uhr noch einmal eine Konferenz mit den Abge
ordneten der beſetzten Gebiete abhalten und dabei die weite-
ren Maßnahmen zur Bekämpfung der Umtricbe im Rhein-
land erörtern.

Mit welchen Mitteln die Franzoſen ihre rheiniſchen
Wünſche zu verwirklichen ſuchen, geht auch aus dem Stim-h der Agence as hervor, die den rheiniſchen
Hochverrätern Mithilfe leiſtet, indem ſie ſagt, die Be
völkerung der ublik werde ſich dem Haß und der
e entziehen, die die ganze Welt allem zuteil wer-

den Ght, was deutſch iſt.
Die deutſche Waffenſtillſtandskommiſſion hat an Mar-

U Foch eine Rote gerichtet, in der ſie en die Unter
ſt z der hochverräteriſchen Umtriebe im linkstheiniſchen
Gebiet durch franzöſiſche Militärs proteſtiert. Der Verräter
Staatsanwalt Dorten kat an die Regierung eine Kund-

bung gerichtet, in der er die Ausrufung der rheiniſchen
epublik mitteil- und um Genehmigung“ bittet. Die

at Herrn Dorten die einzig richtige

r P ſofort 7 T egene erung auch gegen das Ver-halten der franzöſiſchen Veſatungsbehör-



den, ſowohl in Paris, wie in Spag, Proteſt eingelegt.Ebenſo hat die heſſiſche Regierung gegen das Vorgehen
franzöſiſchen Militärs proteſtiert. S Koblenz und allen
Städten der' Pfalz fanden rieſige Kundgebungen gegen den
Hochverrat ſtatt.

daß dein ärmſter ha ench dein getrereter war.
Frankfurt a. M., 3. Juni. Am Montag ſand im

Wiesbadener Rathauſe eine Magiſtratsſitzung
ktatt, der 27 der neue Stadikommandant r bei
wohnte. D bunis war der Beſchluß anf Herar
gabe öffentlicher Anſchläge, durch die von den fran-
1 777 Behörden die Einſtellunges Streikes gefordert wurde, ſonſt würde die
Lebensmittelverſorgung eingeſtellt, die Verkehrserleich-
terungen anfgehoben und die öffentlichen Betriebe mit
Beſchlag belegt werden. der Arbeitwürde vor das Kriegsgericht kommen. it den Ar
beiterführern wurde wegen der er des
Streiks verhandelt. Dieſe ſtellten folgende Bedin-
gunngen: Sofortige Verhaftnug des Präſidenten
Dr. Dorten, Anklage gegen ihn wegen Hoch ver-
rats, Erklärung der Beſatzungsbehörde, daß ſie
außerhalb der Bewegung ſtehe und Genehmigung
zur Abhaltung öffentlicher Volksverſammlungen am
Schloß, um den Willen der Bevölkerung einwandfrei
zum Ausdruck kommen zu laſſen. Dieſe mutig geſtellten
Forderungen wurden rundweg abgelehnt, dieWeiterverhandlung wurde auf Mittwoch vertagt. Dann
ſoll anch mit den Parteiführern verhandelt werden.
Aus dem Friedensvertrag ſür Äſterreich. Hſterreichs

Frenzen.

Wien, 3. Juni. Das Wiener Korr.-Büro meldetzus SaintGermarn: Rachdem heute der deutſchröſterreichiſchen
Friedensdelegetion überreichlen Friedensentwurf ſind die
Grenzbeſtimm derart, daß Südtirol und die Sädweſtecke
pon Kärnten, mit Ausnahme von Arnoldſtein, Villach, aber
einſchließlich Klagenfurt und Völkermaekt, ſo
wie ganz Südſteiermark einſchließlich Marburg und
Stadt Radgersburg dem ſfüdſlawiſchen Staate zuge-
wieſen werden. An den tſchechoſſowaliſchen Stgat
nicht nur alle 77.7 Teile Böhmen s,Mährens und Schlef

wird die dJ undund Telegraphenſinien über öſterreichiſche Gebiete ein
wie für Deutſchland ſonen nach Pariſer

auch für Oeſterreich keine Verhandlungen zuge-
laſſen werden.

So

Der deutſchen Delegation in Verſailles r eine
Kote Clemenceaus als Erwiderung auf die deutſche
Note über das internationale Arbeiterrecht zugegangen.
Darin erklären die alliierten und aſſoziierten Regie-
xrungen, einig zu ſein, in kurzer Zeit nach Friedens-
ſchluß die deutſchen Vertreter in die internationale
Kommiſſion anfzunehmen und die Waſhingtoner Kon
ferenz zu bitten, die deutſchen Vertreter als gleichbe
rechtigte Mitglieder zuzulaſſen.

Ungehdemmte Gewakpolitik Clementem.

r feſtgeſtellt iſt jetzt, daß Clemenceau in
r bei ſeiner Vergewa gung polktre gegen

er Deutſchland von keiner läſtigen Oppoſition ge
M wird. Seit die Unabhängigen in Berlin für
ie unbedingte en demonſtriert haben, iſtder Widerſpruch der franzöſiſchen Sozialiſten matt. Es

iſt dieſen franzöſiſchen Sozialiſten, die am Tage na
der Freiſprechung des JauresMörders ſtarken Zulauf
lege und ſeither ſchon wieder Enttäuſchungen erlebt
aben, nicht ſehr leicht, einen Vertrag zu bekämpfen,

von dem auch der kleine Steuerzahler Schlaraffenfreu-
den erhofft. Mit erleichtertem Herzen, froh, der Pein
u entrinnen, beruft ſich Herr Marcel Cachin in derdmenit auf die Unabhängigen, die er als die einzigen

einen hinſtellt, und die ja doch ſchließlich ſelber nichts
von Ablehnung, nichts von Verweigerung der Unter
ſchrift wiſſen wollen.

Die Unterwerfungsprediger, von denen nicht we
nige früher Kriegsprediger waren, ſagen den Clemen-
ceau und Genoſſen täglich, daß Deutſchland eigentlich
die härteſten Bedingungen verdiene, da hier alles wie
unter Wilhelm II. geblieben ſei. Einem Clemencegau
iſt es völlig gleichgültig, ob unſere Seele und unſere
Einrichtungen ſich verändern, aber er benutzt gern das
dargebotene Argument. Der elſäſſiſche Sozialiſt Grum-
bach. der während des Krieges aus der Schwetz viel
beachtete, wahrhaftig nicht dentſchfreundliche Berichte an
die Humanité geſchickt und mit dem Decknamen „Homo“
unterzeichnet hat, ſchreibt im Mülbauſer Republikaner,
der ehemaligen Mülhauſer Volkézeitung, an ſeine
franzöſiſchen Freunde einen „oſfenen Brief“. Mit
klugen, eindringlichen Worten ſoht er ihnen ausein-
ander, daß aus dem Ententevertrage neuer Krieg und
zdie Hölle aller Möglichkeiten“ hervorgehen müſſe, unddaß Frankreich auf keine helfenden palitignen mit
Sicherheit zählen könne, da niemand wiſſe, „was mor
gen werden wird. Er wendet *2 engen, die for rend ausrufen, ſich27 verändert und fragt ſie: her wiſſen Sie
das?“ Er eghizzs Ich hin Anſicht alsSie.“ Jn Deutſchland, ſagt er, mögen noch Hundert-laufende dieſelben geblieben ſein, die ſie
aber das Deutſchland von heute ſei da
mehr.

Das Mitglied des däniſchen Parteivorſtandes und
der däni Generalkommiſſion J. P. Nielſen hat

ern warealte nur

einen offenen Brie
richtet, in dem er
vedingungen der En
ſchläge die Einb ung
Er ſchreibt dann a.

Niemand kann
ch Kur die gern

rn ge

das internationale Bureau
Bekanntgabe der Frieder

der deutſchen Gegenv
Internationale ford

n Friede ingu ver en
e F gen der V r Kon verhalten ſich zu denJ e n der An g 4 gens te derte e Paris bevor die kap eVertreter Zunder na 5 t rmee oübertri was die Eeſchi e Dis jeim Namen v ä e htigteit,

hat und dies i Krider Demokratie und des Vöolkerfriedens geführt worden iſt.
Run frage ich! Will die Jnternationale dagegen ein
ten.

Will ſie, wie die Beſtimwuggzen in Bern verlange dardlichſt Vrireter der Arbe'terklaſſe berufen, um gegen dieſen Ge
mel zu proteſtieren uns un den Arbeitern der Welt
zeigek, mit welchen Mitteln ſie diefes kapitaliſtiſche Ränkeſpiel

ekampfen ſollen, deſſen wahrer Zweck doch kein anderer iſt, als

de e z wen er eedert der Welt eRNoeje aliſti Friedensbedingungen ung er edann würden ſie die Grundlage des nächſten Kr wilden
Durch die Forderungen unbegrenzter Milliardenentſchädigungen
bedeuten ſie die Verſklavung unſerer Klaſſenge-
noſſen in den Zentralländern, deren erbäcrmliche Lebensk--
dingungen die Kapitaliſien bald als Muſterbedingungen für di
Arbeiter aller Länder auſſtell n würden Dagegen maß die
Jnternationgale Front machen.

Rieſenſtreiks in Frankreich.
Verſailles, 3. Juni. Die Arbeiterbewegnng in Frauk-

reich nimmt weiter zu. Laut „Matin“ hat die Streik-
bewegung der Bergwerksarbeiter in Nordfrankreich
über Nacht weiter an Umfang nnen. Es feierten

vormittag mindeſtens 82 000 Berglente in
ordbfrankreich. Die Bergarbeiterverbände im

übrigen Frankreich beſchloſſen, am 16. de ni den
Generalſtreik zu erklären, falls bis dahin nicht
alle ihre Forderungen durchgeſetzt ſeien.

Die Angeſtellten der S er Wwarenhänuſer
rühren ſich ebenfalls. Im renhaus Printemps wurde
geſtern der Generalſtireik erklärt. 5009 Angeſtellte
traten die Arbeit nicht an. A in der Provinz
ſtreiken zahlreiche Arbeiterorganiſa-tio nen.

„Populaire“ meldet noch aus Verſailles, daß auch
die enbanarbeiter und die Flugzengarbeiter aller

r r r m all a beit nndand anuge o ſſen en. nsgeſaz50 000 Arbeiter im Ausſtande.
Reichspräſident Ebert der die poſttiſche Lage.

Einem Mitarbeiter der D. Allg. Zig. gegenüber
hat der Reichspräſident ſich über die deutſchen Gegen
vorſchläge in der Friedensfrage und die poli-
tiſche La e Die Gegner müßten jetzt zei
gen ob ſie die einfachen und klaren Gedankengänge der
eutſchen Gegenvorſchläge vorurteilslos und gerecht

aufnehmen können.
Sie haben durch ihre Friedensvor-ſchläge zweifellos die Grenzen weitü erſ r tten, die ſie ſich ſelbſt bei Ein-

gehung des Waffenſtillſtandes ſetzten;
ſie verſuchen, den Gewaltfrieden zu machen den ſie
Jahre hindurch als verdammenswertes und abſcheu-
liches Kriegsziel Deutſchlands bekämpft haben. Was
auch werden möge: wir dürfen den Mut und den
Glauben an die Zukunft nicht ſinkenlaſſen.KeFdem Ebert die Reichszerſplitterungspläne im

Weſten, die von einigen Abenteurern und moraliſch
und natisnal verwahrloſten Individuen“ im Einver-
nehmen mit franzöſiſchen Generälen unternommen wer-
den, gebrandmarkt hat, ſpricht er ſeine Genugtuung
über die entſchiedenen Bekenuntniſſe der Bewohner der
Oſtgebiete zum Dentſchtum ans. Weiter ſagt er, daß
nach unſerer vorläufigen Reichsverfaſ-
fung der Friedensſchluß durch Reichsge-
ſetz erfolgen muß, alſo durch Uebereinſtimmung
von Nationalberſammlung und Staatenausſchuß. Ein
Kabinett, daß gegen die klaren Verhältniſſe handeln
wollte, wäre nur möglich, wenn die demokratiſchen Er
rungenſchaften der Revolution, aus denen die Natio-
nalverſammlung hervorging, beſeitigt würden. Dieſem
Verlangen der Terrvriſten von links und rechts wird
ſich aber die große Maſſe unſeres Volkes entgegen-
ſtellen; unſer Volk wird entſchloſſen an der Demo-
kratie und an ſeiner Sel
halten.

Die Deutſch Kationalen erheben Einſpruch.

Die deutſchnationale Fraktion der Nationalver-
ſammlung nimmt in einer J zu den Gegen

ſtbeſtimmung feſt

vorſchlägen der Regierung Stellung. Jhre Ausführun
gen atmen denſelben Geiſt hochgradiger
Unverſchämitheit, der die ganze alldeutſche Preſſe
ſeit Tagen erfüllt. Die Leute, welche die unbeſtrittene
Schuld an der jetzigen verzweifelten Lage Deutſchlands
tragen, erlauben gegen all und jebe Maßnahme her
Regierung zu proteſtieren, die dieſer Lage Rechnungträgt. Sie haben zweifellos die ßte Sago
a vor allem, wenn ſie, die rend ganzen
Krieges dauernd die des Reichsine völlige Suspenbiernng
etzt den Zuſammentritt der Nationalverſamm
ordern. Das übrige Gewäſch, das auf der gleichen

henchleriſchen Stufe ſteht, iſt nicht wert, daß man
es ernſt nimmt.
Achtſtundenteg für die Eiſenbahner im beſetzten Sediet.

Berlin, 3.

tages und fe

der ung
Juni. WVITB. m DasMini der h Arbeiten hat auf ſeineſeit naten fortge Bemühn jet endder Entente die e alt dere des r alle Fientadtr t b es vom 10. Juni unichts m Wege erMaßnahme, für die alle Srwerctkun Jetroffen ſind,

wird ohne Zeituerluſt vor ſich gehen.

im Landwehrkanal ndene Frauemeiche tater S e rdem in kommenden Richter S Verfügung
ſtellte hat man auf Veranlaſſung des erkommandos
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Sharhaus in das
gel angeblich

Von links wird
e ſchaffen, um vonehmen Sekle v

Und vochmals: Vogel.
der Garde-Kavallerie-Schützendiviſion,

der eutnant Vogel, iſt futſch! Ausgekniffen, auf
en. Da gehört ſich's, ihm wenigſtenz

J sworte nachzurufen in ſein fretwilli.
ges Exil, wo er zurzeit a her mit ſeinen Kum-
panen beim Sekt ſich köſtlich über das düpierte Deutſch-
land und die entrüſtete Arbeiterſchaft amüſiert. Wir
wollen ihm die Freude laſſen, haben wir doch auch die
unſere. Als das Vögelchen noch auf der Nuklagebank
ſaß, ſich mit dem Glorienſchein des unn aren Un
ſchuldigen umgab, und ſich bei allem, was er ſagte, nur
von der Liebe zur Diviſion leiten ließ, da hatte er ſchon
die Billetts in der Taſche für die Reiſe, die er nun an-

Man verſteht jetzt allerlei. Er, der über-
z Luxemburg in den Kopf geſchoſſen und

e dann hüöchſteigenhändig in die Spree geworſen
zu haben, führte ſeinen Kameraden, die über ihn
„Recht“ ſprachen, eine Komödie vor, die man erſt jetzt
in ihrem ganzen Umfange erkennt. Beſonders der ge
ſchäftstüchtige Herr Janſchke iſt ihm da beigeſprungen.
Dieſer entgegenkommende Herr hat, nachdem die Ungab-
hängigen, für die zu zeugen er ſich erbot, ſein Angebof
jedenfalls nicht genügend „bewerteten“, ſich voll und
r des Vogels angenommen, der die Sache wohl beſ-

r

ein Abſchie

er zu „würdigen“ verſtand. Seine Ausſage änderte ſich
m Verlaufe des Prozeſſes erheblich, das ſtörte aber die

Richter, da es ſich um einen Vorteil für ihren Schützling
handelte, faſt gar nicht, im Gegenteil, man glaubte ihm
allein alles und mehreren anderen entgegengeſetzten
Ausſagen nichts. Nicht genug das, Janſchke hielt auch
das Auto bereit, mit dem das Vögelchen fahrplanmäßig
denn auch abgerutſcht iſt. Man hätte ihn dreiſt zum
Tode verurteilen können! Was macht denn ein Urteil?
Auch in Deutſchland tut man nur die henken, die man
hat, Vogel aber hatte man nie. Er ſpielte eine Staats-
omödie, ſchlug dann mit den Flügeln und entfl

Zudem iſt ſeine „Ehre“ ja rein und Er iſtvöllig frei geſprochen und die Beiſeiteſchaffung der
Leiche ich bitte Sie. der Diviſion wegen mußte er
ſo handeln, nur der Diviſion wegen. Kein Fünkchen
von Tahel nur liegt auf ihm, kein Engel iſt ſo rein, als
dieſer Vogel. Aber er hat uns doch einen großen Ge-
fallen getan. Er hat uns gezeigt, daß es möglich iſt,
fahnenflüchtig zu werden, nachdem man gemordet hat
und die Le beſeitigt, daß es möglich iſt, ein Gericht
an der Naſe zu führen und ein ganzes Land, daß man
ein Schuft und doch ein Ehrenmann ſich über aller Ge
ſetze Schranken und z über Landesgrenzen
n kann in Deutſchland und doch noch ein
vielge obter und geprieſener Mann iſt. Wir freuen
uns! Auch darüber, daß man Vogels Komplizen,
Pflug Hartung, nach Dänemark entwiſchen ließ. Wit
terte der völlig Freigeſprochene doch irgendetwas Brenz
liches, daß ihm der Boden zu heiß wurde in Deutſch
land

Der neue militäriſche Gruß.
Einem Erlaß der Reichsregierung vom 29. Mai

über den militäriſchen Gruß entnehmen wir folgende
Hauptpunkte: 1. Vorgeſetzte und Unlergebene haben ſich

egenſeitig zu grüßen. Einſeitiger Grußzwang des
ntergebenen exiſtiert nicht. 2. Der Gruß wird von

allen Heeresangehörigen in der r im Stehen
und im Sitzen durch Anlegen der rechten Hand an die
Kopfbedeckung ausgeführt. u Beſtimmungen des
alten Reglements, wie der Gruß der Radfahrer, Kut.
ſcher, kommen in Fortfall.) 3. Die Grußpflicht ruht be
Anſammlungen, in Verſammlungslokalen uſw.

Beſonders freiheitlichen Geiſt können wir aus die
ſer Verordnung kaum herausleſen. Außer Dienſt ſind
Grüße ſich unbekannter Perſonen unſinnig, ob der
Grußzwang einſeitig oder gegenſeitig ſein mag.

der Groß verliner alen gegen die Militär

Der Vorſtand des Bezirksverbandes nahm an
Sonnabend, den 31. Mai Stellung zu den Vorgängerder letzten Zeit, bei denen die Freiwilit enTruppe
eine Rolle ſpielten, und nahm einſtimmig olgende Er

klärung an: gDer Vorſtand des Bezirksverbandes GroßBerlin der S. P
nimmt mit größter Entrüſtung davon Kenntnis, daß unter offen
barer Mithilfe amtli Mili ärper onen der unter Mordren

inhaſtierte Oberleutnant Vogel aus dem Gefängnis eſuchen nte. Er verlangt vaß die Regierung die Aner

an dieſes n vagf2ü r e hleunigu u t. ſie als ſchuldig feſtgeſtell-iere und en ſofort von ihren Voſten ent
ernt und aufs trengſte beſtraft werden-

r rksvorſtand proteſtiert weiter aufs ſchärſſte ge
die in der en Zeit mehrfach unter Militäraufgebot vorgeno
menen Verſammlungsauflö ſungen, zu denen e
das formale aber keine ſachliche Tot wenigen
vorgelegen hat und Die lediglich derechtigte Unzufriedenheit u

in der Bevölkerung geſchaffen haben. tweil der Bezirksvorſtand anerrennt, daß durg
die Schuld der Ungbhängigen und Kommuniſte
die Regierung gezwungen rſt zur Aufrechterde

nung ünd zum Schüve der Volksmehrheit gegen
e Minderheiten ausreichende mGewaltakte itäriſche Mastimittel zu ſchaffen, verlangt er r

daß jedes r tD ilitärs vermieden und Uevergr!
u
a desfs ſtrengſte geahndet werden. Der Bezirrwvorſte

gend auf. endlich das Militär in ſeiordert die Regiern in ſenranken und Keine Verwendung auf drängedes aſemnt ichen Wohls zu beſchränlen.“

Die deutſchen velehl der Enten
Wie die deut Waſ Uſtandskommiſſion

Berlin m ten in am Peine neue re deutſchen
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un Kberreige, in der taense ordes

reitkr e e in den al ven
eine Linke feſtgeleg

i. (Reuter.Paris, 8. Ssdaß Schweden Dänemarkdie a irre e ne v
weigert hab ner eventnellen KruenernStatt wen dass mitge wirken s der

eber Frankreichs Finanzlage berich-e a e5 Milliarden tragen, ſo daß immer noch 35 Minletze
ro Jahr für Frankreich blieben. Alſo arſieht t r das Waſſer bis n u

ne Mitgliederverſammlung der „Zentral.
ür Einigung der Sozlal demokratie dieeng duard Be u ſolltemit r angebüg e Dietralſtelle „kommuniſt ſch“

Eine nene Verordnung betr, die Künhigung Angeſtenkellt feſt. daß die Angeſteltienoertrrrk er i
Kündigungen mitwirken muß. Die neue Wrordaung be
I weiter Vergünſtigungen auch für ſolche Ang

ellten eintreten. denen bei Jnkrafttreten dieſer Verordnung be
reits gekündigt war, ſofern dieſe Kündigungsfriſt u die
D. Sir u u t ufen war. Dieſe Vergün-

o au r Angeſtellte,Mai 1919 ausgeſprochen worden iſt deren Enttaßung um

Preußiſche Landesverſammiung.

(2 uhe 2 ent Dr. Frengze! eröffnet die Sitzung um
Auf eine Anfrage der unabhängigen Sozialiſten äMiniſterialdirektor Meiſter, a eine oliſe W

otadtverwaltung durch andere Organe dem demokratiſchen
Prinzip widerſpreche, und daß es den Gemeinden ſelbſt über-
laſſen bleiben müßte, ob ſie neben ihrer eigenen Tätigkeit
auch noch eine ſolche von kommunalen Arbeiter
räten einführen wollten.

Eine weitere Anfrage findet die Antwort, daß die Wähl-
barkeit der Frauen für alle Stellen der Ge
meindeverwaltung anerkannt werde.

Es folgt die erſte Beratung des Geſetzentwurfs über

1919. uerung Rechnungjahre
Finanzminiſter Dr. Südekum: Dem Wunſche nach

einer dauernden Regelung des Kommunaglabgabenge'etzes
konnte die Regierung bisher nicht Fetß leiſten, weil nicht
feſtſtand und auch jest noch nicht feſtſteht, in welchem Maße
das Recht auf die Einkommenbeſteuerung der Einzelſtaatenurückgreifen würde. Auch kommen in Dieſem lle die

riedens bedingungen in Betracht. Wenn trotzdem ſetzt dieſer
eſetzentwurf eingebracht wurde, ſo geſchah es, weil nicht zu

verkennen iſt, daß gerade in den letzten Monaten die
Teuerung und die Notlage der niederen
Klaſſen ſich fortgeſetzt verſchärft hat und
die I ritr auf baldige iederkehr nor-maler wirtſchaftlicher Verhältniſſe durch
die Haltung unſerer Feinde und durch innere
Unruhen geſchwunden iſt. Einkömmen unter
3000 Whrk ganz frei zu laſſen, iſt nicht mög-
Iich. Unſer oberſter Grundſatz muß bieiben, daß jeder in
den Grenzen ſeiner m zu den Laſten des
Staates herangezogen wird. (vBeifall.)

Der Geſetzentwurf wird ohne weitere Ausſprache dem
Gemeindeausſchuß überwreſen.

Der Antrag der Abgeordneten Frentzel und Genoſſen auf
Annahme eines Geſetzentwurfes zur Aenderung der Geſetze
betreffend die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens und
Bildung einer Staatsſchuldenkommiſſion wird in erſter und
i Leſung debattelos angenommen. Desgleichen ein An
rag des Staatshaushaltsausſchuſſes auf Annahme eines Ge-

ſetzentwurfes zur v des Geſetzes betreffend die vor-
läufi r taaishaushaltes 1919 (Wohlfahrts-
miniſterium. lgt die zweite Beratung des Geſetz
entwurfes über die Landeskulturbehörden.

Abg. Dr. von Kries (Dn.): Eine erſprkeßliche Kolo
niſation iſt nur dann mögkich, wenn die furchtbaren Friedens-
M gungee gemildert werden. Wir begrüßen dieſen Geſetz-
entwurf, der einer großzügigen inneren Koloniſation förder-
lich iſt, mit Freude.

ab Paetzold (Soz.): Auch wir begrüßen die Vor
lage. Die Siedeiungsmöglichkeit muß weiten Kreiſen er-
zffnet werden.

Abg. Stendel (D. Vpt.): Wir ſtehen der Vorlage
durchaus et e Es wird gut ſein, für möy-
lichſt kleine iedel eſellſchaften zu ſchaffen.t e Bollert Dem Wenn Partei ſtimmt der Vor-
lage ebenfallsfalls zu.

(58) Roman von Charles Dickens.
„Und ach! Mein Herz,“ bat ſte, indem ſie ihn feſter um

ſchlang. das Köpfchen an jzine Bruſt legte und zu ihm empor
ickte. iß wie ſtart wir in unſerem Glück und wiez i n ſeinem

Die Bilte dra m ins He„Jch werde vergeſſen. ehes Herz! Jch werde es nie

u. V e 7 De küßte den roſigen Mund und
r u ihr er, küßte denſchlo a tn e n mer Wanderer

du ie dunkeln Srrapen ihr unſchu i Bekennntnis hätte
hören und die Mitle nen hätte ſehen können. die ihr Gemall
von dem ſanften blauen Auze wegküßte, die ihn ſe liedevoll anhanle nicht zum erſten Male ſein Mund die Worte ge

Wo ſegne ſie ihres holdfeligen Mitleids willen

24. Kapitel.

r SHrette.m eſchäft t gzoldeaen Faden aufrollend, der ihrenSette u es ſie a re alte Haus hälterin under mrdGefährtin nem tuhigen z verband, ſaß e indem ſillen gearſ ha der r enden éae und
lauſchte dem Wiederkhalle der Schritte von

Zuerſt gab s Jeiten, wo ihr lelſh ſie ſich als Junge
Gattin vollkommen glückly fühlte langſam die Arbeit aus denHänden onk und i ihre Auzen trübten; denn es e. was in
Cchos, ein verdhhtes Arippeln aus werter faſt noch nicht
derbar, was iht Herz zu ſehr erzittern mächte. Auſgeregre Hoff

n und Zweifel Hoffnungen auf eine Liebe wie ihr

war ev
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c und erkenne,ſtellten Abänderungeanträge im weſentlichen dasſelbe
erreichen. was die Regierung will. Anträge der Deutſch
n t i ich ulehweng. Hirtſiefer (Ztr.) empfie ändew. fer (Ztr.) empfiehlt einige Abände

g. Mehrhof (U. S.) hält vieles in dekleinbärgerlich und nicht ſozialiſtiſch. m See ar
Der erwähnte Zentrumsantrag wird angenommen. Die

vom Miniſter bekämpften Anträge der Deutſchnationalen
werdey abgelehnt. Das Geſetz wird mit geringen Aenderun-
G angenommen und in dritter Leſung en bloc verabſchiedet.

ger förmliche Anfragen.
Abg. Dr. Thaer (D. Vpt.) fragt, zugleich im Namen

von Mitgliedern der anderen bürgerlichen Parteien was die
Regierung zu tun gedente. um die in die Freiwilligenver
u irrt Studenten S aus der erneu-rbrechung des StudiumNachteile zu ſchü c. los en den

Ern Regierungs ommiſſar antwortet es werde ein
weites 3wiſchenſemeſter eingelegt werden
auernd vom September bis Dezember. während das nor-

male Winterſemeſter dann von Januar bis Ende März
laufen würde. Dieſe Siudierenden werden auch zu Not-

r r ine und r d im Freiwilligen-ird auf die etwaige Penſionsdi iv 5 ge Penſ enſtzeit angerechnet
g. Reineke (Ztr.) fragt die Regierung. wie ſie

der Notlage der Akademiker abhelfen wolle.
Ein Regierungsvertreter erwidert, daß eine Vermehrung

der etatmäßigen Stellen leider nicht in Ausſicht geſtellt wer-
den könne. Eine Berufsberatung der Abituri-
enten ſei bereits angeordnet.

Mittwoch 12 Uhr: Anträge und Anfragen. Schluß

T
Je mehr ſich herausſtellt, daß die Beweisaufnahme

nichts zutage bringt, was Ledebour weſentlich belaſtet,
um ſo mehr ſpitzt ſich die Lage zwiſchen ihm, ſeiner Ver
teidigung und dem Gericht zu. Zumal der Vorſitzende
durchaus die alten Manieren zeigt, die man überall
noch vorfindet. Die Zengen bekonmen jede Ausſage
mundgerecht gemacht. Zwei, größere Zuſammenſtöße
aus den letzten Tagen ſind zu regiſtrieren. Zunächſt
iſt es Ledebour ſelbſt, der anläßlich der Vernehmung
des Zeugen Alpers von der Volksmarinediviſion los
ſchlägt. Als der Vorſitzende dieſem das Zugeſtändnis
abgepreßt hat, Ledebour „könne“ ſich an der Waffen-
ausgabe wohl beteiligt haben, geſehen habe er es aber
nicht, ruft der in höchſter Erregung aus: „Daſehen Sie, was Sie durch Jhre Krage el
er angerichtet haben!“ Es gibt eine erregte
Debakte, das Gericht droht mit Aufhebung der Verhand
lung (ſoll heißen: wir laſſen Dich brummen bis Du
ſchwarz wirſt!), die Folgen hätte Ledebour dann ſelber
zu tragen. Der gibt es gleich zurück und ſagt mit er
obener Stimme. „Die Folgen eines ſolchen
Vorgehens gegen mich werden auch an
dere Leute
ergreift die Glocke und klingelt heftig: Das iſt eine
Drohnung, eine unerhörte Drohung.“ Schließlich be-
rnhigt man ſich wieder, um bald darauf erheblich ſchwe
rer zuſammenzuſtoßen, wobei es ſogar 100 Mark Ord-
nungsſtraſe für die Rechtsanwälte gibt. Die Verhand-
lung wird auf Dienstag vertagt. Frgendetwas tatſächlich
Belaſtendes ſprang noch nicht heraus, Ledebour ſelbſt iſt
ſein eigener Hauptbeloſtungszeuge, indem er immer
wieder ſtolz ſich in die Bruſt wirft, die Revolution und
die Bewegung gegen die Regierung mit angeſtiftet zu
haben. Ob mehr als das noch ſich ergibt, erſcheint mehr
als fraglich, ſicher iſt daß des Prozeſſes ganzer Verlauf
keinen ſchönen Eindruck gewinnen läßt von der Juſtiz
von heute und nur dem Wunſche des Angeklaaten ge-
mäß verläuft, der Gelegenheit hat, alles, was ſich in der
langen Haft an Galle in ihm aufgeſpeichert hat, über
die Regierung auszugießeſi.

Kuutsly gegen die Altutur der Unwiſſenhelt.

In Breitſcheids Zeitſchrift Der Sozialiſt ſetzt ſich
Kautsky in einem Artikel „Schlamperei und
Maſſenpfſyche“ mit ſeinen Parteifreunden ausein-
ander. Jn Dumnig Zeitſchrift Der Arbeiterrat hatte
ein gewiſſer H. Wilke (U. S. P. D.) an Otto
Bauers öſterreichiſchen Sozialiſierungsplänen fürch-
terliche Kritik geübt und den „unglücklichen“ Verfaſſer
einen „Kapilalsmenſchen“ genannk Wilke hatte Bauer
gegenüber ſeine eigene Sozialtheorie entwickelt, wonach

innter Braun: Ich vin erfreut Uber die Monopolſtellung des Kapitars das ſelteneEntwurfes au We ommen des Meta des Frhabel“ Rang

z in der Hand zu

u tragen haben.“ Der e

ſeiner Partei mit Humor aufzunehmen, was doch die
eins erträgliche Art wäre, ſchreibt dazu entfetzt:

be W da e h n 41354nt r m nter wigs ung in Zeitſchriftdie vorwärtsſtrebenden Kopf. und Handarbeiter“ le
blähen darf.

Man könnte Wilke rubig laufen
einzelte darſtellte. Aber er iſt ein und zreat
einer, der großgrzogen wird. Ehedem wargels ſtolz auf den theoretiſchen Sinn des Proletariers, auf ſeinen
Durſt nach Wiſſen, auf eiren Reſpekt vor wiſſenſchaftlicher Ein
ſicht. Heute dagegen wird den Maſſen die ſicherheit der Un
w it 257 die Ueberlegenheit ihrer dunklen Inſtinrteuber klare wiſſenſchaftliche Erkenntnis. Und gerade die Richtungdie Däumig vertritt iſt am meiſten in vie Sinne tätig.“

immer nicht gelernt hat, e Erſcheinungen in

wenn er eine ver

Kautsky macht dann weiter ſolgende ſehr ernſte unt
tapfere Bemerkungen:

„Der Krieg mit ſeiner Rachwirkung den GFänfluß vei
chulten und orguniſierten Elemente im. Proketariät zurückge-

rängt Er hat zahlreiche Maſſen auf die politiſche Areng ge-
worfen, die bisher den ſozialen und politiſchen Dingen ohne
jedes Verſtändnis, hre jedes Intereſſe enüberſtanden.
Die Politiſterung die'er Maſſen, ebenſo wie die der Maſſe det
Frauen, wird ſpäter reiche Früchte tragen, die Jntelligenz und das
ſelbſtändige Denken des Proletariats gewaltig fördern. Jm Mo
ment aber bereitet ſie große Schwierigkeiten, weil ſie
den Schwerpunkt der Bewegung des Proletariats vielfach in ſeine
rückſtändigen Elemente verlegt.

Das erhellt unter anderem Zentlich aus der geradezu
z otesken An gſt. die faſt in jeder Aeußerung der Verfechter
es „Rätegedankens“ vor der bürgerlichen Preſſe zu-

tage tritt. Als geknechtete Minderhefſt haben wir den Einfluß
der bürgerlichen Preſſe auf das Proletarigt Kegreich zurückzu
drängen r und nun da wir aben auf ſind, befällt uns eine
wahnſinnige Furcht, dieſe Preſſe könnte uns die Gemütch
des Proletarialo wieder entfernen ine derartige Furcht wäre
lacherlich, wenn die Entſcheidugg bei den geſchulten und lange
organiſierten Genoſſen tig ſie hezeugt, wie wenig ſicher man ſich
der Elemente fühlt, auf die man heute die Diktatur des Prole-
turiats begrüaben will. Daß tnan glaudt, ſie nur ſo lange feſt

1ben, ſo lange man es unmöglich macht. daß Fo
auch nur eine Zeile der Kritik am kemmuniſtif Regime in die
Hand bekommen. Daher die erſte Maßregel der Sicherung der
neuen Diktatoren, das völlige Verbot jeder nicht
offiziellen Zeitung nicht nur in Moskau und Pe
tersburg, rn auch in Budapeſt und Mäünchen.“

Kautsky warnt davor, an die Stelle des Wiſfens-
durſtes, der früher das Proletariat auszeichnete, die
„Selbſtgefälligkeit eines Knotentums“ zu T die aufSiſtis Leiſtungen mit Verachtung herabſieht, und ſagt
weiter:

„Damit wird das Proletariat geiſtig degradiert, und wehe
dem Sozialismus und der wenn der Rätegedanke dag
Mittel würde den unwiſſenden Teilen des Proletartats zur Ober

über ſeine geſchulten an Telke zu verWenn di Diktatur des zur Diktatur der Un
nheit auswüchſe.“
Mögen dieſe Worte eines Mannes, der als Poli-

tiker vielleicht nicht ohne Frrtun iſt, der aber nie in
ſeinem Leben eine andere Aufgabe gekannt hat als die,
der Arbeiterklaffe r wiſſen liche Arbeit vor
en u yelfen, die Beachtung

enen!

der Partel droht Seſahr!
m rwärts“ unterzieht Dr BVernhard Kaiſer die Zu

kunft der deutſchen ſozialdemokratiſchen Par
te i. wie ſie ſich vorausſichtlich nach Erfüllung eines abgeander
ten Friedensvertrages geſtalten würde, einer Beſprechung
nd kommt zu der Feſtſtellung daß der Partei Gefahr droht. Da
der Friedensvortrag uns die ſchwerſten be lichen Bedin-
gungen e wäre die notwendige Folge eine weſentliche
Ein n z induſtriellen Produktion und eine Abwande-
rung der Jnduſtrie- Bevölkerung auf das Land. Eine Verſchiedung
der induſtriellen und agrariſcher Vroduktion werde aber nicht ge
nügen, um die deutſche r vor dem Zuſammendruch zu de

ten. Das durch den Mangel an geeigneten Maſchunen, Vieh,
Düngemitteln und fagdwirüſchaftlich re Perſonal in ſeiner
Leiſtungsfähigkeit ganz einträchtigte platte Land
werde nicht in der Lage ſeis, den abgewanderten
duſtriellen Arbeier'ſchaft in vollem Umfange aufzunehmen. und ſo

e F

nden, die ſie ver

eil der in-

rx und En-

werde ſich ſtarke Abwanderung ergeben Damit gingen der foztal
B.demokratiſchen Parter aber wertvolle Elemente verroren. D

ausce wanderten Proletarier gingen der deutſchen Soziardemo-
kratie, und nicht nur der dentſchen, ſondern der Internationale
überhaupt, als Kampf und d verloren. Durch die
Auswanderung werde de deutſche Mutterpartei in ihrem Be
ſtande außerordentlich geſchwächt und r ohne etwa durch
neu entſtehende Tochtervarteien tur ainigermaßen hinreichende
Unterſtützung zu finden.ollte Der Frtevengvertrag von allen ſoztaltftiſchen Gruppen. 5e

onders alxr von der Ungbbängigen und Kommuniſten ger
werden und jeder e ſich ſage daß das Jntereſſe der ſa
lichen Parteien au

Auch vog dieſem Geſichtepuntke aus

dem Sriele ſteht. Jeder ſollte ſich an das J
Wort der alten Römer erinnert t. Tua res agitur deine Sache
ſteht auf dem Spiele.

Jruſt. Anſer den Echos Tang es dann manchmal wie der Schall
von Schritten an ihrem eigenen frühen Grabe. und der Gedanke
an den Catten, der alsdann ſo allein zurückbleiben und ſie ſo ſehr
kedauern würde, füllie ihre Augen mit heißen Tränen. 7

Dieſe Zeit ging vorüber, und eine kleine Lucie lag an idrer
Bruſt Dann vernahm mrn unter den nahenden Echos den Schall
ihrer kleinen Füßchen und ihrer kindlit plaudernden Stimme.
Jmme“ zeſchäft goldenen Fabden aufcollend, der ſie alle zu

mmenband, und überall freundliches Glüd verbreitend, woytn
ne blickte. derte ucſe in den Echos von Jahren nur wohliuende
und tröſtende Klänge Der Schrut ihres Mannes trärtig
und glücklich unter ihren, der h:es Vaters feſt und gleichmäzig.Sept wenn goldenes Haar, wie ihr eigeges, wie ein Glorren
chein auf sinem Kiſſen um das abgezehrte Geſicht eines Kna-
en lag und er mit ſteahlendem Lächeln jagte „Lieber Papa

und liebe Mamal Es ſchmerzt mich ſehr, euh keide zu verlaſſen
und meine hübſche Schweſter, aber man ruft mich und ich muß
fort!“ ſo waren es nicht lauter Tränen des Schmerzes, die die
Wan der jungen Mutter venctzten, als die kindliche Seele von

ſ Man dulde ſie und verbiete ſie nicht. „Sie ſehen meinesTag ntlitz O Vatecr! Geſegnete Worte!
So miſchte ſich das Rauſchen der Flügel eines Engels unter

die andern Echos, und ſie waren nicht ganz von dieſer Erde,
dern unter ihnen war dieſer Hauch vom Himmel. m
des Windes, die über ein kleines Gartengrab wehten. miſchten ſich
darunter, und Lucie vernahm ſie durch die ſtill Luft wie ſich die
Keine Lucie mit komiſchem Ernſt ihrer Morgenau gabe widmend
oder zu Füßen ihrer Mutter eine Puppe anvputz nd in den Zungen
der beiden Städte plauderte, in deren Leben das ihrige verwebt
war. lt ben d os die Schritte Sydney Cartons zurück.dä v des Jahres machte er von ſeinem
Vorrechte J d zu r r r r w3Abend la kemmt nie vone ſten von ihm die Echos, was echte zu

ben.r in Weib geliebt ſie verloren und
etwas anderes

ſie dann ohne Tadel e ander als Gattin und
Mirtter getannt. ſo werden ihre Kinder ſtets eine ſelt ame Sym-
vathie mit ihm haben ein inſtinktartiges zartes Mitleiden mit J
ihm. Welch verborgene Fiber in der Seele dabei angerührt werde.
tann kein Echo verkünden: aber es iſt ſo. und es war auch bier der
Fall Carton war der erſte Fremde. dem die kleine Lucie ihre
runden Aermchen entgegenſtreckte und wie ſie heranwuchs. be
dauptete er ſeinen Platz bei ihr. Der Kleine hatte faſt noch zvletzt
von ihm geſprochen. „Der arme Carton! von T

Aber auch andere Echos hatten während ganzen Ze
aus der Ferne drohend herübergerollt, und gerade iett um di
Zeit des 6. Geburtstages der kleinen Lueie. nahmen ſie einen
grauenhaften
wetter mit fürchterlich ſtürmiſcher See los.

Eines Abends, Mitte Juli 1789, kam Mr. Lorry noch ſpät
von Tellſons und
dunkle Fenſter. Es war eine ſchwüäle wetterdrobende Nacht, und
fie dachten alle drei an die lage vergangene Sonytagsnacht, wo
ſie an demſelben Fenſter den Blitzen zugefehen batten.

„Jch fing ſchon an zu de daß ich die Nacht bei Tellſons
würde zubringen mnü ſa
Perücke von der Stirn zurückſchob. „Wir haben heute ſo viel zu
tun gehadt. daß wir gar nicht wußten was wir zuerſt anfangen
eder wohin wir uns wenden ſollten. Es herrſchen ſolche Beſo
niſſe in Paris, daß man uns mit Depots geradezu überläurt!

te ſich neben Lucie und ihren Gatten in das

Ton an, als bräche in Frankreich ein ſchweres Un«

indem er die braune

Un,ere Kunden drüben ſche nen nicht imſtande zu ſein. uns ihr
Vermögen ſchnell genug anzuvertrauen. Es iſt offenbar untenhren eine Manie ausgebrochen, es berüber nach England zu

je esdas hat ein ſchlimmes Anebes Darnay.ein Sinne usſebden ſagen a e
Uber wirt wi nicht, welber Gr. dafür vorhande
Menſchen ſind ſo underſtändig! i von uns bei
werden alt, und wie können uns wirklich n
Veranlaſſung aus dem hlichen Fern

unt.
t ohne e
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J Kramers Konzerthaus Anita Berber, I Arrerneet 9. Herr
Delitzscher Strasse 2 Werner Krauss, e wer m. undTäglich Konzert Conrad Veidt. on ger ge vi Solle zuS ndAltrenommierte ſj J gulober IIIe II witunſe

Wintergarten, ſchenDir.: Georg Arnät.

Ae internauonaie daßErsteuſütrung iſtiF er e mik äem T. a idor kingkampf-Konkur J 6n7. eir
Heute Mittwoch abend S Uhr ringen:We de 4 Suchheim a Van der tievct

Die besten Techniker. Wer wird siegen

für Halle und Saalhres a un fatt er Pache mate ſeden Jun, abends s ergreifen den Metzner e Axel Schmidt larolen Sia Nicoieeg washsolvoilen Drama Urbansky e Jgeneck e
olaitraße 4Mitgliederver ſammlung „Kerr über Leben und Tod 4 spannende Kämpfe.

Tagesordnung: S Morgen Donnerstag: Beginn derl. Disokuſſion über die Anträge zum
Parteitag in Weimar.

II. Vereinsangelegenheiten.
Die Mitglieder werden gebeten pünkt-
lich und zahlreich zu erſcheinen.

Mitgliedsbuch iſt vorzuzeigen.
Der Vorſtand. 7

finale-Kämpfe.
mit

Mady Cnristians Plätze sichern Plätze sichern tSchroth.

Der Reitsport
findet täglich bei gutem Wetter ab 4 Uhr in dem
schönen, schattigen Garten des Wintergartens statt.
Vorzü gliches Pferdematerial.

Gute Spelsen und Getränke.

e

m Nur noch dis S Speisezimmer e ſo ort ſür unſer Wenn dei Bahnhof K
Ein erstklassiges Programm Herrenzimmerner s 2 Sohlafzimmer 10 15 kräftige

Küonen unde d pe Förderleute
Art Verdienſt. P und J Wert.empfiehlt in grosser Aus- bei unſerem Werk bei Bahnhen e alle a. S. 8735Künstler- Konzert ger Jan Orchesten Späufte. Zwei tolle Filmburles ken

Möbelfabrik
Hfrin Hwönrl G ginn an. An 2rimuieiges Gelee z, hätte fördbrueT am Ratskeller. 3647 werden Ka und Unterkunftsräume vorhanden.

SDlüchtsW h Tagebuch Collin.
Jeden Abend, Beginn der Kriminal-Sensation in 4 Akten mit Ellen Richter.

Veciersretw an der Gewerkſchaft Salzmünde
in 3appendorf.

Wir liefernEZUGSCHEINFREI n
el

S nen STICOHBTORF
Kiefern

u. Buchen45/

im öiühinaſt
Leipzigerstrasse 16. Ecke Grosser Sandberg

Wohnungs-Einrichtungen,
in alen Preislagen
Spezialitàät: BRENNRGOI,
preiswert. 2512 37 (ofenſertio) W

r H. Proepper Co.Die eerneeeee ob 1. Juni 290 Uebersſi zu haben. 2 17

Fabrik, ünher äuss erst

G. m. b. H.

Konlor: Magdehurgerstr. 55 Fernsprecher Nr. 12599
Schreckſchuß

ate

allgemein freigegeben, abgeſehen von einzelnen noch el

e ne Die ſeit dem 1 1. Sept. r Art
8 beſtehende Einſchränkung in der Annahme von ſowie bieine ehren m1 Frachiſtückgütern e aufgehoben. an a ApparHalle (Saale) z 1918. 3785 r J Krüger x237 ſicherſter Schatz gegen
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Nr. 124.

90s Rüteſyſem vor dem Verſaſſungzansf

Der r sausſchuß der deutſchen Nationalverſammlung beſchäftigte ſich
am Montag mit den Beſtimmungen über die Einfügung
des Räteſyſtems in die Verfaſſung. einem von
der Regierung aufgeſtellten Entwürf, den der Unter
ausſchuß als r Antrag eingebracht hat, ſoll ein
Artikel 34 a in folgender Faſſung aufgenommen werden:
„Die Arbeiter ſind dazu berufen, gleichberechtigt in

Hemeinſchaft mit den Unternehmern an der Regelung
der Lohn und Arbeitsbedingungen ſowie an der ge
n feliwen Entwicklung der produktiven Kräfte
mitzuwirken. e beiderſeitigen Organiſationen und
ihre rin Vereinbarungen werden anerkannt.

Die Arbeiter erhalten zur Wahrnehmung ihrer ſo-
zialen und wirtſchaftlichen Intereſſen Betrieben
und Wirtſchaftsgebieten z iederte gaee che Vertre
tungen in Betriebs- und Bezirksarbeiterräten und ei-
nem Reichsarbeiterrat.

Die Bezirksarbeiterräte und der Reichsarbeiterrat

treten ſp Löſung a undzur Mitwirkung bei der Ausführung der Sozialiſie
cungsgeſetze mik den Vertretungen der Unternehmer
zu Bezirkswirtſchaftsräten und einem Reichswirtſchafts
rat zuſammen.

Sozialpolitiſche und wirtſchaſtspolitiſche Gefetzent
würfe von grundlegender Bedeutung ſollen von der
Reichsregierung vor ihrer Einbringung dem Reichs-
wirtſchaftsrat a Begutachtung vorgelegt werden. Der
Reichswirtſchaftsrat hat das Recht, ſelbſt ſolche Geſetze
heim Reichstag zu beantragen, die ebenſo wie Vorlagen
der Reichsregierung zu behandeln ſind.
Den Arbeiter und Wirtſchaftsräten können auf den
ihnen überwieſenen Gebieten Kontroll und Verwal-
tungsbefugniſſe z werden.
Aufbau und Aufgaben der Arbeiter- und Wirt-

ſchaftsräte, ſowie ihr Verhältnis zu anderen ſozialen
Selbſtverwaltungskörpern werden ausſchließlich durch
Reichsgeſetz geregelt.“

Der Referent Abg. Sinzheimer betonte
den ausſchließlich wirtſchaftlichen Charakter dieſer Be
ſtimmungen. Die Unternehmer könnten nicht ausge
ſchloſſen werden, die Sozialiſierung könne nicht allein
durch die Arbeiter durchgeführt werden. Die Räte
könnten den Sozialismus nicht begründen, das könne
nur der Staat. Redner beantragt namens ſeiner Par-
ei, daß ſich die Vertreter des Reichswirtſchaftsrats im
Falle der Jnittative an den Verſammlungen desReichstages ebenſo beteiligen können wie die Vertreter
des Reichsrats. Jm Jnkereſſe des Zuſtandekommens
beſchränke ſich die ſozialdemokratiſche Partei ſonſt auf
redaktionelle Aenderungen, ſie wolle dieſe Beſtimmun-
gen aber auch auf alle Angeſtellten erſtrecken. Abg.
vHaaſe beantragte namens der Unabhängigen eine
Faſſung, wonach den Räten ein weitgehendes poli
tiſche s Kontrollrecht gewährleiſtet wird. Abg. Hitze
(Ztr.) iſt im Prinzip mit der Vorlage einverſtanden
und ſtellte lediglich einige redaktionelle Anträge. Ge-
heimrat Dr. Feig vom Reichsarbeitsminiſterium
vandte ſich gegen den Vorſchlag, auch noch „ſonſtige be
ciligte Kre:ſe“, nämlich Verbraucher und freie Berufe
ufzunehmen. Damit verlaſſe man den Grundſatz der
aritätiſchen Vertretung und nähere ſich dem Gedanken
es berufsſtändiſchen Parlaments. Abg. Frau vonHierke (Deutſchnat.) aus, daß der Reichswirt-
haftsrat mit alten Gedanken der Partei übereinſtimme.
Kielleicht könnte eine Vertretung der Verbraucher durch
Sinzuzlehung der Hausfrauen erzielt werden; die
e Partei wolle kein berufsſtändiſchesParlament. Abg. Dr. Cohn (U. Soz.) befürwortet
den Antrag ſeiner Partei. Die Politik laſſe von der
Wirtſchaft nicht trennen. Abg. Koch Kaſſel (Dem.)
erklärt, daß ſeine Partei dieſer Frage nicht mit über-
ſchwenglichen Wegen rſtände. Sie könnte
die ganze Sache nur in dem Sinne mitmachen, daßwirtſchaftliche Kräfte ſtärker als bisher zur Mitarbeit

r v würden. Die kommunalen Arbeiterräte
ſeien in jeder Form abzulehnen. Er warne vor einer
Hypertrophie dieſer Geſetzgebung. Den Antrag desAusſchuſſes könnte die tretig Partei mitmachen,
aber nicht den Antrag Haaſe. Abg. Dr. von Del-
brück (Deutſchnat.) befürchtet von der Annahme des
Ausſchuß-Antxages die Entſtehung eines komplizierten
Dreikammerſyſtems. Abg. Dr. Brauns (Ztr.) e
wortet einen Antrag, wonach die Wirtſchaftsräte zu einer
Vertretung der wichtigſten Berufsgruppen entſprechend
ihrer volkswirtſchaftlichen und ſozialen Bedeutung aus-
gebaut werden ſollen. Abg. Katzenſt ein (Soz.) wen-
det ſich namens der Partei gegen den Antrag poaoſe:
Die Sowjetorganifation lehnte ſeine Partei ab. Jn
der Abſtimmung wurde zu Anfang des Artikels
zeſagt: „Die Arbeiter und Angeſtellten.“ Am Schluß
des erſten Abſatzes wurde das Wort „tariflichen“ ge
ſtrichen. Jm dritten Abſatz wurde hinter „Unterneh-
mer“ eingefügt: „und ſonſt betrat Nolkskreiſe“.
Angenommen wurde auch der A Brauns. Jm
übrigen wurde der geſamte Räteartikel mit einigen re-
daktionellen Aenderungen angenommen unter Ableh-
nung des Antrages der U ngigen, für den nur

Dr. Cohn ſtimmte.
Mit der Annahme dieſer Fixierung des

Rätegedankens und einer Beſtimmung über die
t n e im Rahmen des Sozialiſierungsgeſetzes hält, ſchloß die erſte Leſung der Ver-
h Montag mittag ab. Die zweite Leſung

Dienstag nachmittag.beginnt

Halle ind 66ullreis
Halle, 4 Juni 1919

Ven Stadtverordneten Paul Düerfeld
einer Zudert intereſenten Ausſprache in der Jen
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Halle, Mittwoch, den 4. Juni 1919.

zu ſtellen, Anlaß.
punkte der reinenSta

anfechtbar. Um ſo wehr mußte es wundernehmen, daß ausgee die Vertreter der de nokratiſchen Verhen und an dieſen

ichnenderweiſe an er Stelle die Juriſten einen ſcharf ad
Standpunkt einnahmen. Zwar erkannten auch ſie an,

die demokratiſchen Grundſätze eine andere Zuſammenſetzung
des Magiſtrats bedingten Von einer ſofortigen Umſetzung indie Tat wollten fie jedoch z wiſſen, ſondern die Umwentlung
den bald oder in Jukunft ſtattfindenden Wahlen vorbehaleen.
Begründet wurde dieſe Stellung rahme damit, d mit ver

des Antrages Koenen die Rechte der
Magiſtratsmktalieder verletzt wärden.

m gegenüber prägte Koenen das Wor:: Recht e ſt
nichts weiter als paragraphierte Macht Mitdieſem Satz forderte er wiederum den Widerſpruch der rechten
Seite heraus, dereag Wortjührer, Geh. Juſtizrat Finger, von
einem entſetzl: Worte ſprach. das nicht unwiderſprochen bleiden
dürfe.

Venn man auch der Meinung ſein kann, daß bei dem Worte
Koenens ein Vergre:ſen im Ausdruck vorliegt, muß man bei

I doch zugeben, daß er in der Sache den Nagel
auf den Kopf trifft Zweifellos wurden und werden die Ge

gemacht von denjenigen, die die Macht dazu haben und ſo
wird es auch bleiben urd bleiben müſſen. Aber edenſo
zweifellos iſt nicht immer das Recht Geſetz ge
weſen und die Begriffe Recht und Geſeg haben ſich nicht
immer gedeckt. Ich erinnere nur an das Dreikkaſſenwahlgeſ
das geradezu eine Rechtsbeugung darſtellte und doch Rechtens
r wurde oder an das ialiſtengeſez und an andereBe 5 Zabl. Alle dieſe Leſetze waren paragraphierte

Sache gad,Die h Koenen zurmokratie aus geſehen, un

Macht, beſtimmt dazu, Rechte zu nehmen, nicht
Recht zu ſchaffen.

nun man dieſem Gedinkengange folgt, kann man ſich der
rer dec Beweisführung Koenens nicht entziehen.
Lediglich praktiſche Erwägungen waren es, die unſere Fraktion
beſtimmten, einen zu ſtellen, der die Aufforderung nur an die unbeſoldeten Stadträte gerichtet wiſſen
will und der ſchließlich mit den Stimmen der beiden ſozialdemo
kratiſchen Fraktionen angerommen wurde.

An die Mitglieder des Sozialdemokratiſchen Vereins

für Halle and Saalkreis.
Am Donnerstag, den 5. Juni, abends 8 Uhr, findet

im großen Saal des St. Nicolaus, Nicolaiſtraße, unſere
Mitgliederverſammlung

ſtatt.
Auf der Tagesordnung ſteht:

1. Diskuſſion über die Anträge an den Parteitag in
Weimar.

2. Vereinsaugelegenheiten.
Bei der Wichtigkeit der r wird um zahl

reiches Erſcheinen der Mitglieder gebeten.
Der Vorſtand.

Reuwauhlen der unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder.
Die Demokratiſirung der Gemeinden ſoll der „Soztaliſtiſchen

Korreſpondenz“ zufolge beſchleurigt werden, und zwar durch enNotge z folgenden hen
s zum 1. Auguſt d. müſſen ſich alle anbeſol-

deten Magiſtratsmitalieder und Gemerndvevor
ände einer Neuwahl unterziehen. Bei der Neubildungr oberſten Gemeindeverwaltung ſt nach dem Verhältnes-

wahlrecht zu verfahren Zugleich wird die Arbent an ver
neuen, grundſätzlich demokratiſchen Hemeindererfaſſun
ſo beſchleunigt werden, daß ſie noch in dieſem Jahre zum Geſe
erhoben werden kann.“

Eine Neuregelugg in dieſer Richtung tut dringend not. Es
iſt erforderlich, daß auch die Magiſtrate entſprechend den Ge
meindevertretungen zuſammengeſetzt werden. &3 Halle haben
wir ja erſt erlebt, vie man ſich gegen ſolche Selbſtverſtändrich
keiten ſträubt, aus „rechtlichen“ Gründen, darum iſt nofwendig.
daß die „rechtliche* Grundlage geſchaffen wird. Durch die Reu-
wahlen auf demokratiſcher Grundlage allein konnte die Demo-
kratiſierung der Cemeinden noch nicht verwirrklicht
werden. Jn einzelnen Gemeinden haben ſich allerdings die Mit-
glieder des Magiſtrats und der Gemeineverwaltung zur Wieder
wahl geſtellt. Jn anderen Gemeinden wieder iſt noch alles beim
alten geblieben. Es iſt bagzreiflich, daß die auf neuer Grundlage
gewählten Gemeidevertretungen auch eine Reform der Gemeinde
verwaltung erſtreben. Letzten Endes iſt aber die Demorrattſie-
rung der Gemeindeverfaſſung notwendig, erſt nach ihrer reſtloſen
Durchführung werden die Verhältniſſe in den Gemeinden ge
ſchaffen, die der neuen Zeit entſprechen.

Demonſtration der Angeſtellten.
Die Verbände der Angeſtellten hatten zu geſtern nachmittag

eine Verſammlung auf den Markt x die ein impoſantes
Bild bot von der Einigke?t, die nun auch (endlich! ſagte der Red
ner) bei den Angeſtellten herrſcht. Proteſt ſollte erhoben werden
gegen das Venehmen der Arbertgeber, die n a überen in der Verſammlung in den Thaliaſälen ſeinerzeit beſchloſſe-
nen Tarif S hatten. Am geſtrigen Mittag, ſo führte dec
Hauptredner der Kundgebung aus, habe ſich nun inſofern die Lage
eändert, als der Schlichtungsausſchuß (Prof. Joerges) an die
eiter der Vewegung herangetreten ſei und mitgeteilt habe, da

die Arbeitgeber vunmehr zu Verhandlungen bereiſeten. Jn ähnlichem Sinne dat ch die Handeiskammer geäußert

und der erſte Verhandlungstag ſei bereits der Donnerstag und
nach n 7 würde jedenfalls abgeſchloſſen. Es ſei alſo nicht
nötig, in einen Streik zu treten und jeder möge weiter an ver
Arbeit bleiben. Der Redner (Bartels) wies darauf hin, daß nur
die Solidarität es bringen könne und er freue ſich, daß eine u
große Kundgekung zuſtande gekommen ſei. Er farderie ſchließli
auf, der Geſchloſſenheit und dem feſten Willen dadurch Ausdruck

eben, daß man einen Umzu der ſich vor derFa elskammer auflöſen ſolle. Folge Entſchließung wurde
einſtimmig angenemmen:

„Mehr als 5000 kaufmänniſche Angeſtellte nehmen davon
Ken atnis, daß die Arbeitgeber bereit ſind, in e ein
zutreten, um einen allgemeinen Ortstarif für Angeſtellte zu
ſchaffen. Die Verſammlung erwartet, daß die Verhandlungen
zu einem guten Ergebnis führen mögen. Andernfalls
werden die r e r mit allen Mitteln fürihre berechtigten h eintretenDann ſprach noch ein Magiſtratshſlfsarbeiter für die unter
unwürdigen Verhältniſſen lebenden 600 Kollegen, die ſich eben
falls in einer Lohnbewegung befänden. Ue Ausführungen
waren von lebhaften Beifalls- reſp. PfuiRu begleitet, wie
denn die h ranſtaltung, auch der darauf folgende Umzug
ein ſchönes B von der Ernigkeit der Angeſtellten gab

Anbringen des es bei S n
en

Dis Preieprüfungeſtelle für den Stadikreis macht folgendes

V olksſ timme.
Jahrgang

25. Sept. 1915 im ir hi édie gen r r i rS r Stweit ſie in r ä er de Sharſenſert geraufsräumen oder den
es vrei künd: ilt als Preisfordern

Die san gung gilt als Preisfo im Sinne decs 1 Abſ. 1 und bſ. 1 Ceget Preistreiberei
on F. Se dieſer A wird ftragteolgun eſer Anoronn durch Beauſtändig übe t Peter 4 r

Sozialiſtiſche Studenteng Heute abend, u den
Vortrag, wichtige Mitgliedernerſammlung. Da ein
Satzungsänderungen auf der nung ehe wird dringend
um vollzähliges Erſcheinen erſucht Arbeitsausſch

Halliſcher Lehrerverein. Jn der letzten h r fol
gende Entſchließung D7twwg angenommen: „Die Verſammlung
erhebt Einſpruch gegen den Gewaltfrieden und fordert mit der
Reichsregierung einen Frieden des Rechts der Verſtändigung und
Verſöhnung.“ Zur Reugeſtaltung des Religionsunterrichts ſind
vier Vorträge geplant. Den einleitenden Vortrag hielt Herr
Lic. Banke über das Thema: Die religiöſe Lage der Gegenwart.“
Redner ging zunächſt auf die innerhalb der chriſtlichen Kirche in
Erſcheinung tretenden Frömmigkeitstypen ein, zeigte ihre Be
ziehungen zum Nationalismus, Pietismus und der Orthodoxie
und ſchilderte den Einfluß, den die morderne religiöſen Richtun
gen gehabt haben.
halb der chriſtlichen Welt ſtehenden r und ſor
derte von allen, daß ſie ſich nicht nur s tig tragen, ſondern
auch zu durchdringen ſuchen. Auf ſolche Weiſe werden Brücken ge
ſchlagen zum Verſtändnis und zur Zuſammenarbeit. Die Ver
ſammlung folgte mit großem Jntereſſe den Ausführungen des
Redners und dankte ihm am Schluſſe mit reichem Beifall.

Die Annahm on F ütern i b 1. ifreigegeben (Siebe e n t ab 1. Juni allgemeiy
Fund einer Kindesleiche. Geſtern früh wurde am Rechen

der ſtädt. Klärgrubenanlage auf dem Tafelwerder eine männliche
Kindesleiche Frühgeburt gefunden. Die Leiche wurde nach
dem Gertraudenfriedhof geſchafft.

Eine Volkshochſchule ſoll nach einem Beſchluſſe des Magi
rats nun auch in der Stadt Halle errichtet werden. Der

iſt damit einer Anregung der Reichsregierung gefolgt
Zur Beratung der ganzen Angelegenheit iſt ein Ausſchuß
eingeſetzt worden. dem auch Arbeitervertreter angehören. Beidie elegenheit ſei auch darauf verwieſen, daß bei der Regie
rung in Vherſeburg eine Jentralſtelle geſchaffen worden iſt, bei

dr alle Vorgänge über das Volkshochſchulweſen geſammelt und
bearbeitet werden ſollen. Von ihr werden nregungen zumAustauſch der Erfahrungen und zum Ausbau des Vo kehechſéur

weſens in den Städten und auf dem Lande des Reglerungsbezirksausgehen. Zum Dezernenten für dieſe Zentralſtelle t Regie

rungs- und Schulrat Dr. Seeke in Merſeburg ernannt worden.
Die ZJentralſtelle hat bereits an eine Anzahl von Perſonen und

des Bezirks ein Rundſchreiben gertchtet, in dem
ſie um Mitteilung der ſeitherigen Erfahrungen und um An-regungen und ehe in der Sache bietet. Auch das preußiſch
Miniſterium für an Wiſſenſchaft und Volksbildung hat kürz
lich einen Erlaß in der Sache herausgegeben. Den Schulbehör-
den ſind Weiſungen gegelen dee ſtaatlichen Unterrichtsräume uſw
zur Wrfägen zu ſtellen. Die Volkshochſchulen ſollen nichtlich oder ehöwn geleitet werden, dazu ſollen beſondere

ſchüſſe uſw. ins Leben gerufen werden.
ach einer

Magi-
Die Fahrpreife der ſtädtiſchen Straßenbahn ſollen n

der nächſten Stadtverordnetenverſammlung vorliegenden
ſtratsvorlage vom 1. Juli ab eine Erhöhung erfahren. Es ſoll
in Zukunft betragen der Grundpreis bis zu 3 Teilſtrecken 20 Pf.

20 Pf.), über 6 Teilſtrecken ebenfalls 25 Pf. Für Monatskarten
ſollen die entſprechenden Preiſe betragen 13 Mark, 17,50 und
25 Mark (bisher 10, 14 und 20 Mark). Auch die Arbeiter-Wochen-
karten ſollen eine Preiserhöhung erfahren. und zwar von 1,20
auf 1,50 Mark bis zu 3 Teilſtrecken, und von 1,60 auf 2,00 Mark
für weitere Entfernungen. Die Arbeiter-Wochenkarten für je
eine Fahrt vor 8 Uhr morgens 75 Pf. koſten (bisher
60 Pf.). Die Beamtenfahrkarten ſollen eine Vertenerung von
1.50 auf 2 Mark und von 3 auf 4 Mark erfahren. Zur Be
gründung wird auf die geſtiegenen Betriebskoſten verwieſen. Der
Etat der Straßenbahn war für das Jahr 1919 mit 5 Mill. Mark
angeſetzt aber ſchon jetzt fönnen Mehraufwendungen von 1* Mill,
Mark vorausgeſagt werden. Die Erhshung des Fahrpreiſes
bringt eine jährliche Mehreinnahme von 1,8 Mill. Märk. ſo daß
ſich die Grſamteinnahme im Jahre 1919 noch auf 6 Mill Mark
erhöhen wird. Bei einem Einheitstarif von 20 Pf. für alle
Strecken würden der Stadt 110 000 Mark Einnahmen entgehen.

Lebertran für die deuff Kinder. Der hReichstag hat in ſeiner letzten Sitzung beſchloſſen, den deut
Kindern 40 000 Kilogramm Lebertran als Geſchenk zu überreichen,
wie Herr Profeſſor Brandt. der ſeinerzeit mit der neutralen
Aerztekommiſſion in Halle war, ſoeben mitteilt. Eine beſondere
Organ'iſation iſt in Nörwegen, Schweden und Holland geſchaffen,
um möglichſt viele deutſche Kinder aufzunehmen. Dieſe Beſtre-
bung findet überall außerordentlich großen Anklang.

Jm Apollotheater gaſtiert zur Zeit das Cölner Metropol
ter mit der Operette Wo die Lerche ſinnt“. Trotz der Reiſe

wierigkeiten, die es uns zunächſt zweifelhaſt erſcheinen ließen,
iſt es dem Enſemble gelungen, aus Cöln die Einreiſeerlaudnis
aus dem beſetzten Gebiet zu bekommen. Der Beſuch der gelunge-
nen Aufführung kann nur empfohlen werden

Eine Volksvorſtellung findet nächſten Sonntag (Pfingſten)
nachmittag im Stadttheater ſtatt. Zur Aufführung kommt das
Schauſpiel Johannisfeuer“. Eintrittskarten find zum Preiſe von
25 bis 65 Pf. im Arbeiterſekretariat Harz 42/44 zu haben.

Stadttheater: Heute, Mittwoch, gelangt die Oper Martha
zur Aufführung. Donnerstag „Lohengrin“. Es ſei beſonders
darauf hingewieſen, daß dieſe Vorſtellung bereits um 7 Uhr be-
ginnt. Freitag „Wilbelm Tell“,

Bad Wittekind. Auf das heute abend s Uhr ſtattfindende
erſte Extra-Konzert von der Kapelle des e r. 36 wird
nochmals empfehlend hingewieſen. (Siehe Anzeige.)

hekannt:

Grund des über die Errichtung ſehen, aber auch in

e
u b onzerte von der üſ de Nr 36 unter Le des Otto

Sangerhau Ein mehrheitsſozialiſtiſcherBürgerme r Die e e n lteunſeren Genoſſen Gerchtsreferendar Grü nd ich aus
werda zum 1. Bürgermeiſter Gen Gründlich iſt ſeit lan
Vorſitzender unſeres Parteivereins in 2werda und reger Mitarbeirer an Volksſtimme. Er v t
Partei bereits ſeit ſener Studienzeit an, iſt von jeher beſonders
eifrig in der J tatig geweſen und ſeit der Spaltuent Sieden die Politik unſerer Partei auf deren linken
er ſteht vertreten Die Elſterwerdaer en ihn der vie
un Bewegung im dortigen nur ungerna t h

Jm zweiten Teile beleuchtete er die außer

(bisher 15 Pf.), bis 6 Teilſtrecken 25 Pf. (bisher bis 7 Teilſtr

h e

S
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Elſer und Dealimus für die ialismusirben.
liſten und 1 ürg:rliche als Stadtv
demokraten ſtimmten geſchloſſen für Gräünd lich.

Kleine Nachrichten Der Beſitzer der Herrenmühle bei
Wertaburg (Raumburg) überraſchte bei der Heimkehr von
einem Vergnügen mehrere Einbrecher, die eben hren Rauhb fort-

wollten. Es entwickelte ſich eine Schießerei, bei der einen leichen Ve imt Mädchvon gleichen Vergnügen ehrendes junges Mädchen töd-lich n ie n ſind h r Amuſſe

mat

Sonntag überſchlug ſich auf der Chauſſee in der Nähe von Hein
rich s felde ein von Wuſterhauſen konmendes Automobil,
als der Führer zwei Frauen ausweichen wollte Von den J
ſaſſen wurden zwei Damar getötet. Der Beſitzer des Wagens
erlitt ſchwere Verletzungen, während der Führer weilt herausge-
ſchleudert wurde und mit dem Schrecken davon kam. Jn Herr
ſtedt erſchoß ſich der 25jährige Landwirt Wiele und ſeine
20jährige Braut. Unterwiederſtedt wurde ein un
bekannter Mann von dem Zigarrenmacher Dunker, der von ihm
bei einem Diebſtahl ertappt wurde, erſchoſſen. Eine lockende
Belohnung ſetzt der Beſitzer des Rittergutes Greppin in fol
gender Bekanntmachung aus: „VKom Sonnabend zum Sonntag iſt
dei mir im Eutshauſe eingebrochen und Silberjachen, Wäſche, Eß
waren beſonders eingeweckte), ein Kinderfahrrad uſw. geſtohlen
worden. Beſonders groß iſt der Verluſt an Kaffeedecken mit Loch-
ſticerei und Spitzen. Jm Vorwerk Wachtendorf ſind acht Schafe
eſtohlen worden. Wer mir dieſe DTiebe ſo anzeigt, daß ihre

ſtrafüng erfolgen pp erhält einen Morgen fertig-
beſtelltes Kartoffelland.“

Münuchen, 3. Juni. (WVIB.) Vom h
München wurde nach zweitägiger Verhandlung der
1883 in r r eborene Redakteur Dr.Eugen Levinse, bad 8 Staatsangehöriger jüdi-
ſcher Konfeſſion, wegen verrats zum Tode verur-
teilt. Der r rchitekt Wilhelm Zimmer,wurde wegen Beihilfe r Hochverrat dem ordentlichen
Gericht überwieſen. ie weiteren 7 Pri-
vatdozent Dr. Adolf Artur Salz aus München und der
Kunſtmaler Botho Schmidt, wurden freigeſprochen.

Nürnberg, den 3. Juni. Jn einer geſtern abend abge
ltenen Pertrauensmännerverſammlun des Gewerk-

chaftsbundes der freien Angeſtelltenverbä
induſtrie wurde mit 152 gegen 18 Stimmen bei 10 unent-
chiedenen Stimmen der Eintritt in den Streik beſchloſſen.
ie Streikenden ſtreben die Ausdehnung der Bewegung auf

ganz Bayern an.

Altenburg. Ein i Bürger-meiſt er. Das Stadtoerordnetenkollegium in Altenkurg (S. A),
das in ſeiner aus Sozialdemokraten beſteht, wählte den
venoſſen Karl h zum zweiten Bürgermeiſter Der
l Sozialdemokratie manhlt ſich dadurch kemerlbdar, vaß
nſer Genoſſe eſnſtimmig gewählt worden iſt.

n
(Fortſetzung.)

Sofortige Auflöſung ſämtlicher Freiwilligenver-
and. als Erſatz dafür Gründung einer Voikswehr.

itona. Entlaſſung ſamtlichzr autokcatiſcher Offiziere.
Die Maßnahmen des Reichswehrminiſters Noske in manchen
llen und die Bevorzugung der Offizierskalte durch denſelben,

nd eines überzeugten Genoſſen unwürdig. Daher wird der Ge-
noſſe Roske erſucht, ſich auf die Pflichten eines Parteigenoſfen zu
eſinnen und jede Provokation der Arbeiterſchaft zu unterlaſſen.

Weimar. Der Parteitag wolle den Reichswehrminiſter Noste
zu ſeinem Rücktritt veranlaſſen
iqtt Münſter. Der Reichswehrminiſter iſt aus der Partei auszu

teßen.
Leltow-Beeskow. Antrag zum Parteiprogramm. Eintreten

W das Mitbeſtimmungsrecht aller Arbeitnehmer (einſchl:eßlich
zeamten) in Anſtellungs-, Beförderungs- und Entlaſſungs-

an gelegenheiten
Hannover. Jn Anbetracht, daß bei den letzten Wahlen die

Beteiligung hieran eine immer ſchwächere wurde und dies zum
großen Teile auf die an dieſem Tage ſtattfindenden Ver-
gnügungen, Konzerte Theatervorſtellungen uſw. zurückzuführen
iſt, beantragen die Unterzeichneten, dem Parteitage zu unrer-
breiten, bei der Regierung allen Einfluß geltend zu machen, um
an den Tagen der Wahlen zu den geſetzgebenden Körperſchaften
jegliche e u unterſagen, damit niemand abgehalten
werden kann, ſeiner Wahlpflicht zu genügen.

Frankfurt a. M. er Sozial demokratiſche Verein Groß-
erſucht den Parteitag, beſchließen zu wollen, daß all:

ürſten und früheren Kroneninhaber ohne Penſionen von der
eichs- oder den Landesregierungen abgefunden werben.Seegefeld. Die Völterrerbeüderung und Verſöhnung muß

ſofort in die Tat umgeſetzt wecden. Das muß die hehrſte Auf-
gabe des internationclen Proletariats ſein. Zu dieſem Zweck iſt
neben der Landesſprache d'e oblig rtoriſche Einführung einer
Weltſprache in allen Ländern zu erſtreben. Der Parteivorſtano
wird deshalb beauftragt, dem nächſten internationalen Sozta-
liſtenkongreß einen dahingehenden Antrag r unterbreiten.

Frankfurt a. M. Der Parteitag wolle beſchließen: den
Parteivorſtand zu S-auftragen, nach den Beſchlüſſen des Parteitages klare Richtlinien mit Erläuterungen über die Frage der
Sozialiſierung ſchnellſtens in der Parteipreſſe zu veröffentlichen.Ohmſtede er Varteitag wolle beſchllegen dem grundſäh-
lichen Teil des Erfurter Programms folgenden Zuſatz zu e

Das Kapital hat die Geſellſchafts wirtſchaft von der Einzel-
wirtſchaft zur Genoſſenſchaſtswirtſchaft entwickelt, Technik und
Wiſſenſchaft in ihren D z geitell: und damit die Rationellikät
der Arbeit a eine hohe Stufe gebracht, ſo daß die Geſellſchaft
in der Lage iſt, ſo viel Werte zu erzeugen, als zur Befriedigung
aller Exiſtenzbedürfniſſe ihrer Slieder erforderlich iſt. enn krotz-
dem die große Maſſe des Volkes ſchweren Entbehrungen ausge
ſetzt iſt, hat das ſeine Urfache darin, daß die Möglichkeit beſteht,

Am Pfingstsonnabend, den 7, Junl,
bleiben die

Vereinigung

der Metall-

Sangerhauſen hat 14 ne gesB ete. i So

Kassen und Geschsäftsräume sämtlicher
Mitglieder der

Hallescher Bankfirmen

geschlossen.

daß ſich
n Uber ih

eignen.
lne Men'r c

ſellſchaft 3 entziehen, iſt vnbegrenzt, dagegen ſind die von der
Geſellſchaft erzeugten Werte begrenzt. Das Pripateigentum hateute einen r Umfang angensmmeun und entzlieht der
ellſchaft ſo viel Werte, daß ihr nicht ſo viel bleibt, um die drin

e edürfniſſe vieler Menſchen zu befriedigen. Die Richt
efriedigung notwendiger Exiſtenzbedürfniſſe bedeutet t den

Menſchen den Untergang. Somit erzeugt das Privateigentumdie Unſicherheit der Exiſtenz und damit das Streben nach Sriou-

eigentum. Privateigentum hat die ver S dieſewieder das Privateigentum zur Foige urch, e n Weenl
nach Privateigentum ſtrekt, macht er die Exiſtenz Menſchen
unſicher und zwingt dieſe gleichfals, nach Privateigentum zu Hre
ben. Einer zwingt alle, und alle zwingen einen en
übereinzelmenſchlche Macht, der ſich kein Venſch entziehen
der Kapitalismus. Dadurch, daß ſich der Menſch inſhafülichen Tätig'eit ausſchließlich von dem Streben nach Exiſtenz

mitteln leiten läßt, geſtaltet ſich der Kapitalismus die Formen
der Eeſellſchaftewiriſchaft und bewirkt daß dieſe vielfach für die
Geſellſchaft ſchädliche. widerſinnige Formen annimmt, vie die
gen Geſellſchaft gefährden können. t exſtrebt die Sozial

emokratiſche Partei Deutſchlands die Beſeitigung des Kapitälis
mus, und an deſſen Stelle den Sozialismus, das Streben ves
Menſchen, in möglichſt kurzer Zeit mit einem möglichſt geringen
Aufwand von Arbeitskraft ſo viel Werte zu exzeugen, als er zu

ine we ſiſchaft beruht auf Privateigentum, das
apitäliſtiſche Geſe e auf PrivateigentuSe auf die Mögl'chteit h für de Menſchen

xiſtenzmittel über ſeinen Bedarf zu beſitzen
Grundlage des Privateigenums iſt die rege Eigen

et des Geldes, ſeine Ucſache die Unſicherheit dr Exiſtenz des
enſchen. Deshalb erſtrebt die Sozialdemokratie:

d S abſolute Sicherung der Exiſtenz des Arbeiters durch
en Sto-'.

2. ine laufende Entwertung des Geldes.
t w die abſolute Sicherung der Exiſtenz des Arbekters iſt er
orderlich:

1. Die Umwandlung des Geldlohnes in einen konſtanten Wert
lohn durch Geſetz, das beſtimmt, daß in allen größeren Orten
Kommiſſionen gebildet werden, welche laufend die Ledensmittel-
preiſe am Orte feſtſtellen und an der Hand dieſer Fettenungen
in kurzen Zwiſchenräumen den Betrag errechnen, den ein Arbeſter
haben muß, um ſeine ter voll und ganz befriedigen und das jeden Arbeitgeber verpflichtet, den v feſtgeſtellten

Betrag ſeinen Arbeitern als Mindeſtlohn zu zahlen,
2 Ein Volksfürſorgegeſetz, das allen Krar.ken, Jnvaliden,

Arbeitsloſen, Witwen und Waifen eine h dem Min-
nen ihres MWohnortes prozentual angepaßte Unterſtützung ge
währt.Die Durchführu tig dieſer Geſetze bedeutet eine dauernde Stei
gerung der Löhne und aller Preiſe, die gleichbedeutend iſt mit
einer laufenden Entwertung des Geldes. Sie e eege rund
lage und Urſache des Privateigentums und in kurzer Jeit

ſelbſt. Fortſetzung folgt.wwaaeeeee-

die der VWienſch über e
gen Bedarf beſitzt, ſind Privatergentum. Die tet g
mittel in Privateigentum' zu verwandeln und damit der

abzutrennen. Die Abtrennung des Warenbezugsſ

dleyes

Lebensmittel-Kalender.
125 Gramm ausländiſches Schweinefleiſch. Der Verkauf von

ausländiſchem Schweinefleiſch findet am Sonnabend, den 7. Juni
ſtatt. Es werden 125 Gramm je Kopf ausgegeben. Der Verkauf
erfolgt durch die Fleiſcher. Die Kunden beziehen das ausländiſche
Schweincfleiſch bei den Fleiſchern, bei denen ſie zur Kundenliſte
angemeldet ſind. Das Fleiſch wird gegen Abtrennung der Marke 3
der Einfuhr-Zuſatzkarte abgegeben. Dieſe Marken ſind von den
Fleiſchern abzutrennen und zu je 100 Stück gebündelt in ver-
ſchloſenem Umſchlage, auf dem die genaue Firma und die Zahl
der Marken zu vermerken iſt, bis zum Dienstag, den 10. Juni,
an das Stadternährungsamt, Abtl. IV, abzuliefern. Der Klein-
verkaufspreis für 1 Pfund ausländiſches Schweinefleiſch beträgt
7,20 Mark.

Rohfleiſch, und Rohwurſtrerkauf, In der Woche vom 2. bis
8. Juni dürfen jede zum Roßfleiſchbezug angemeldete Perſon
125 Gramm Rohöfleiſch oder Wurſt aus Roßfleiſch bei den Roß
fleiſchhändlern entnommen werden. Die von den Roßſchlächtern
bei der Anmeldung zur Kundenliſte den Kunden ausgehändigten
Marken und der Warenbezugsſchein 22 ſind beim Einkauf vor
zulegen. Die Marke 332 iſt von den Roßfleiſchhändlern für jedes
verabfolgte Viertelpfund Fleiſch oder Wurſt abzutrennen. Der
Verkauf findet Freitag, den 6. Juni, ſtatt. Die Roßfleiſchhändler ſind verpflichtet, durch Anſchlag in den Schaufenſtern be

kannt zu geben, welche Nummern der Kundenliſte in den ein
zelnen Stunden zum Verkauf zugelaſſen werden. Das Anſtehen
vor den Läden erübrigt ſich allo. Ein Anſpruch auf Verabfolgurg
von Roßfleiſch beſteht nicht. vielmehr kann dies nur ſoweit ab-
gegeben werden. als der Vorrat reicht, im übrigen muß Wurſt
entnommen werden. Die abgetrennten Marken z32 ſind von den
Roßfleiſchhändlern bis zum 10. d. Mts. an das Stadternährungs-
amt Marktplatz 22 II, Zimmer 24 zu 100 Stück gebündelt
in verſchloſſenem. mit der Firma verſehenen Umſchlag abzuliefern.

Secfiſchverkauk. Der Verfauf findet am Donnetrstag, den
5. Juni, den ganzen Tag in den einſchlägigen bekannten Geſchäften
markenfrei ſtatt. Es kann jedes Quantum abgegeben werden.
Die halliſche Einwohnerſchaſt wird erſucht, ſich reichlich einzu
decken, da weitere Zufuhren nicht zu erwarten ſind. Die Zufuhr
für Donnerstag iſt aber ſo groß, daß ein Anſtellen der Bevölke
rung vor den Geſchäften unnötig iſt. Der Lebensmittelſchein iſt
vorzulegen. Die Preiſe der einzelnen Sorten ſind in den Ge
ſchäften deutlich ſichtbar angebracht. Die Gaſtwirtſchaften, An
ſtalten uſw. erhalten Fiſch nur gegen im Stadternährungsamt,
Zimmer 11. aucrgeſtellte Bezugsſcheine, Wegen Papiermangels
wird das Publikum erſucht, Papier oder Taſchen, Netze, rbe
uſw. mitzubringen

Städtiſcher Verkauf von gemiſchten Dörrobſt in der Talamt-
ſchule am Donnerstag. den 5. Juni. Zugelaſſen zum Einkauf
werden die Jnhaber der Nummern der Lebensmittelſcheine 46 00
bis 51 009 vorm. von 8--12 Uhr und die Jnhaber der Nummern
51 001-—-56 500 nachm. von 2--6 Uhr. Für jede Perſon eines
Haushaltes kann ein Viertelpfund zum Preiſe von 1 Mark für
das Viertelpfund abgegesen werden. Das Dörrobſt iſt vor dem
Kochen 24 Stunden in kaltem Waſſer aufzuweichen. Der Lebens-
mittelſchein iſt vorzulegen. Abgezähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städtiſcher Verkauf von Pudding. und Backpulver in der
Talamtſchule am Donnekstag. den 5. Juni. Zugelaſſen zum Ein
kauf werden die Jnhaber der Rummern der Lebensmittelſcheine

er e z S
h

8 12 Uhr und die ber der Rummernr
und e Sdingenlee an 4

t Backpulper zu reiſe von 10 abgegèbed Der Lebensmittel c i ltW
Gieup., Grund vom 25. Sept.Ropv. u et der V. von Sirup wie folgt geregelt:

beginnt am Don 5. Es könnenwerden.

eis 56 vets Käuferverpflichtet, bei denjenigen tänfern den Sirup einzu
fen, bei welchen ſie Betgs r r in dieundenliſte x und. erfolgt unter Abet Su verv en n mStadtern mt. Marktvlar 22, I. Obergeſchod (Saal links),

binnen acht unter Angabe ihres Reſtbeſtandes einzureichen.
handlungen unterliegen der Beſtrafung nach F 17 der
s vom 28. Sept. /4. Nov. 1915.

Auf Grund der Bekanntmachung des Reichskanzlers
über den mit Süßſtoff vom 20. Juli 1916 und der Ver
en der Re vom c Juli 1917 wird in Ergänzununt vom T. tember und 10. Oktober 191
für den Stadtbezirk folgendes angeordnet: Für et erſonen
eines Haushaltes können im Juni ein re üßſtoff (ſogen.H-Packung), für 4 Perſonen zwei Bri für 7—9 Perr drei r uſw. zum Sreiſe von 25 Pfennigen für ein

rieſchen nach Maßgabe der aufgedruckten Beſtimmungen in den
Drogengeſ oder in den Apotheken käuflich erworben werden,
Bei dem Verkauf hat der Verkäufer in der Rubrik „Sühßſtoff
in Spalte 10 des vom Verkäufer vorzulegenden Lebensmittel-

ines den Kauf durch Eintragung des Datums mit Tinte oder57 tem Aee ft h Weiterhin iſt die Marke
331 des nbezugsſcheines 22 für je ein Briefchen Süßſtoff

inabſchnittes
und vor allem auch die Eintragung in den Lebensmittelſchein ſind
unerläßlich und haben in jedem Falle zu erfolgen.
Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken zu Hunderten ge-
bündelt im Stadternährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß
(Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes
einzureichen. Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach
8 17 der Verordnung vom 25. Sept. /4. Nov. 1915.

Halle, den 4. Juni 1919. Der Magiſtrat.
Amthiche Bekanntmachungen für Weißenfels

Pflichtfenerwehr.
äß unſeren Aufforderuagen vom 13. Dezember 16916

und 11. Januar 1917 wähcend der Dauer des Krieges er Pflicht
feuerwehr herangezogenen älteren Bürger werden infolge Neuaushebung vom C m d. J ab von dieſem Dienſt entdunden.

Weißenfels, den 28. Mai 1910. Der Magtſtridt,
der Badew als Tumme für die end fürSperrung ieſe platz Jug

Heuernte

Die

Um die Grasnußgung bezw. ſichern, wird vieBadewieſe als Tumme t die Jugend t den Monat Junr J. e 5 rd ſie wieder freigegeben.
Weißenfels, den 30 Mai 1919 Magiſtrat.
Flei Die Fleiſchm für die Woche vom 1. bi7. Junt e t: 150 Vramm hie mit Knochen oder Wurſt

120 Gramm Fleiſch ohne Knochen oder Gehbacktes. Auf die Kinder.
karte die Hälfte. Abzugeben o je 8 Abſchnitte der Fleiſch
marke Rr. 3 und 4 (rote Far

BrotmarkenHa Mit Rückſicht auf das Pfingſtieſ
wird die nächſte Brotmarken-Hauptausgabe auf Donnerstag

den 5. Juni, e AeeIde der ReichAusgabe der Re usga vfleiſchkarten erfolgt am Freitag. den 6. Juni, und Sonnabend
den 7. Juni, von 8—1 Uhr wie folgt: Freitag den 6 Juni:
Fettbureau: Schader, Werner ſen., O. Seidel, Enke, Wagner
Stadthaus: O. Bach, Thal, K. Helm, Jacobi, K. Schmidt, Beu
ditzſchule: P. Helm, Hartmann, Fr. Würfel, Schieck, Nauhardt
Neuſtadtwache: Kech, Hecht, Pennert, W. Schmidt, Sonn-
abend den 7. Juni: Fettbureau: K. Bach Katde. Jweis
Jrmiſch, Röhrich: Stadtbaus: H. Seidel. veyſſel, R. Schmidt
Bergmann, Kurze; Beuditzſchule: Doſe, Trommer. Huth, Schirmer.
Conrad; Reuſtadiwache: Vogler, Schrecker, Petri, P. Würfel.
Werner jun. Als r iſt der Brotſchein und die Fleiſcher-
kundennummer vorzuzeigen.

Aus Hausſchlachtungen verſorgte Familien x Teilſelb
verſorger) müſſen ihre Fleiſchkarten voll in Empfang nehmen
und dieſelben unter Vorlegung des Hausſchlachtungsanrechnungs-
ſcheines im Fleiſchhureau Kloſterſtraße 8

Weißenfels, den 4. Juni 1916.
abgeben.

Der Magiſtrat.

n vielen Mitteln, die bei Rheunmatismus, Gicht
chlechter und fehlerhafter Blutbeſchaffenheit, Blut

armut, ucht, Nervoſität angewendet werden, ſind die natür
lichen Heilwäſſer ſeit Jahrhunderten geſchäzt. Auch beſonders
die neueren Forſchungen der Wiſſenſchaft haben das Ergebni
hervorgebracht. daß den natürlichen Mineralwäſſern unbedingt
eine hervorragende Stelle einzuräumen iſt. Dieſe Erkenntuis hen
ſich erklärlicherweiſe auch auf die breite Maſſe des Publikums
übertragen, wo man heute darüber einig iſt. daß durch den
Genuß der von der Ratur dargebotenen Quellen die beſten Er-
e e herbeigeführt werden. Unter den Mineralwäſſern iſt be

Unter
(Podo.

onders der Lauchſtädter Brunnen zu empfehlen. Der
runnen iſt kein neues Präparat, deſſen Wirkung noch nicht aus-

probiert iſt. vielmehr ſtützen die mit ihm erzielen Erfolge
auf eine mehr als 200jährige Erfahrung. Der Lauchſtädter
Brunnen hat den Vorzug. daß er angenehm und erfriſchend ſchmeckt
und im eigenen Heim ohne r auf Beruf oder Geſchäft ge-
trunken werden kann. Man braucht keine teure Badereiſe zu
machen, wenn 23 zu Hauſe mit der Familie frühmorgens, mittags
und abends einſge Gläſer Brunnen trinkt.

Lauchſtädter Brunnen iſt in allen einſchlägigen Geſchäften zu
kaufen. Man düte ſich vor Rachahmungen und verlange nur

den echten BVrunnen“.Haupt- Niederlage in Halle: Helmbold Comp.,
87 und z u. Leipzigertraße 104, Fernſprecher Nr. 6004. Lieferungen
erfolgen frei Haus.

r

Soeben wieder eingetroffen:

Friedrich Engels

Die Entwicklung
des Sozialismus
von der Utopie zur Wiſſenſchaft.

Preis beſch. M.
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